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vds-Politik des nächsten 

Jahres auf dem alten Gleis 

Am 8. Mai 1972 gegen 7.00 Uhr morgens wurde ein spartaki- 
stischer Vorstand für den Verband Deutscher Studentenschaften 
(VDS) gewählt. Das Hauptverdienst dafür kommt den zwei 
JuSo-ASten Köln und Saarbrücken zu, die aufgrund der politi- 
schen Konstellation die Funktion eines Züngleins an der Waage 
wahrnehmen konnten. Sie stimmten in den entscheidenden 
Fragen mit dem Spartakus und dessen Ableger, dem SHB-/ 
Mehrheitsfraktion (SHB/MF). 

Politische Konstellation 
Auf der VDS-Mitgliederversamm- 
lung (VDS-MV) sah die politische 
Konstellation folgendermaßen aus: 
1. revisionistische Gruppen (Sparta- 

kus, SHB/MF); ca. 45 °/o 
2. reformistische Gruppen (JuSos); 

ca. 7 °/o 
3. nichtleninistische Gruppen (SHB/ 

Sozialistische Fraktion, Proleta- 
rische Front); ca. 25 % 

4. kommunistische „Zirkel" (Neues 
Rotes Forum Heidelberg, KSV 
Frankfurt, KSB Göttingen); 
ca. 15 °/o 

5. ML-Gruppen (KHG/ML Tübin- 
gen etc.); 7 °/o 

6. rechte Gruppen 

Zur Funktion des VDS 
Die SF-Asten (3. Gruppe; s. o.) ver- 
traten folgende Meinung: Der VDS 
muß eine Bündnisorganisation ver- 
schiedener Gruppen sein. Er ist 
nicht der „demokratische Dachver- 
band von 300 000 Studenten" (Spar- 
takus). Die verschiedenen Gruppen 
müssen sich zu verschiedenen Ak- 
tionen einigen; eine ideologische, 
theoretische Position kann nicht für 
den Gesamt-VDS verbindlich ge- 
macht werden. Ein Aktionspro- 
gramm des VDS ist Ausdruck des- 
sen, was bei verschiedenen soziali- 
stischen Strategien gemeinsam 
möglich ist. Nur auf der Grund- 
lage eines Bündnisprogramms war 
die SF bereit, sich am Vorstand 
des VDS zu beteiligen. 
Hauptresolution 

Die relativ früh von Spartakus, 
SHB/MF und JuSos verabschiedete 
Hauptresolution enthält die sparta- 
kistische Konzeption der „gewerk- 
schaftlichen Orientierung", die an 
den materiellen Interessen ansetzt 
und konsequent dort stehenbleibt. 
Als Zugeständnis an die JuSo- 
ASten waren zwar einige Formu- 
lierungen abgeändert worden, in- 
haltlich hatte sich nichts, aber auch 
gar nichts verändert. Dem Ansatz 
der SF-ASten, daß es nämlich we- 
sentliche Aufgabe ist, über die den 
Studenten vorgesetzten Lehrinhalte 
Erkenntnis- und Bewußtseinspro- 
zesse in Gang zu bringen, wurde 
angeblich mit der Forderung nach 
„demokratischen (?) Lehrinhalten" 
entsprochen, eine Forderung, deren 
inhaltliche Füllung uns die Sparta- 
kus-Anhänger seit zwei Jahren 
schuldig bleiben. 

Als diese Hauptresolution samt 
entsprechendem Aktionsprogramm 
verabschiedet war, stand für die 
SF-ASten fest, daß eine Beteiligung 
am Vorstand für sie nicht infragc 
kam. Die Zirkler und ML-Gruppen 
hatten daran kein Interesse; sie 
selbst hatten im Gegensatz zu 

Ausleseprogramme: 
Aus der Schatztruhe" 

11. 5., Visontis Der Tod von Venedig 
18. 5., Erfolgswiederholung: Jenseits von Eden 

Regie: Elia Kazan 

„Actlon-Auslese" CAPITOL 
11. 5., Oberlänge 

Anfangszeiten: 15.30 und 20.00 Uhr 
Leone s Spiel mir das Lied vom Tod 

18. 5., 
Ohne Dollar keinen Sarg — Bounty Killer 

Regie: Eugenio Martin 

SHB/SF keine Aktionsprogramme 
vorgelegt. 

Vorstand 
Die JuSos, die die explizite Er- 

klärung der SF-ASten, sie würden 
sich nunmehr an einem Vorstand 
nicht mehr beteiligen, fälschlicher- 
weise für einen taktischen Winkel- 
zug hielten, standen in der Nacht 
vom 7. auf 8. vor der großen Ver- 
legenheit, entweder einen Sparta- 
kus/SHB/MF-Vorstand zu wählen 
oder selbst in den Vorstand hinein- 
zugehen. Das — vom JuSo-Bundes- 
vorstand gesteuerte — Gepoker en- 
dete mit einem Spartakus/SHB/ 
MF-Vorstand von drei Leuten. 

Zentralrat, Projektbereiche 
In der Frage der Besetzung des 

Zentralrats, in dem 20 ASten zwi- 
schen den jährlichen Mitglieder- 
versammlungen die Politik des 
Vorstandes bestimmen und kon- 
trollieren, gelang es dem Sparta- 
kus/SHB/MF, durch Bruch von 
Verhandlungsabsprachen und von 
Weichklopfen der JuSos, die wäh- 
rend der ganzen MV eine taktische 
Position, jedoch keine strategische 
Linie vertraten und vertreten 
konnten, eine 9:2:9-Lösung durch- 
zusetzen (9 Spartakus/SHB/MF; 
2 JuSo; 9 Rest), obwohl eine 8:2:10- 
Lösung vorher mit dem Spartakus/ 
SHB/MF abgesprochen war. 

Projektbereiche wurden — wie 
folgt — verteilt: 
PB Soziales (Kiehm/SHB/MF) 
PB Bildungspolitik (Gilbert/ SHB/ 

SF) 
PB Technologie (Niemann / KSB 

Göttingen) 
Fachkonferenz Medizin (Krahwin- 

kel/SHB/SF) 
PB Ausbildung (Naumann/Sparta- 

kus). 
Die Frage der Fachkonferenzen 

— Gesellschaftswissenschaften 
— NatMat 
— Kultur (?) 
wurde dem Zentralrat zur Ent- 
scheidung überwiesen. 

VDS-Politik 
Die VDS-Politik des nächsten Jah- 
res wird also bedeuten: 
— Fortsetzung eines demokrati- 

schen Kampfes gegen links, 
ohne eine sozialistische Per- 
spektive aufzuweisen; 

— Fortsetzung des Oktrois fal- 
scher Parolen und Orientierun- 
gen von der VDS-Spitze 

— Fortsetzung, einer Politik der 
Stärkung des Spartakus Bo- 
chum gegen den AStA Bochum 
und einer Schwächung des VDS. 

Der AStA Bochum wird selbst- 
verständlich nicht den VDS igno- 
rieren, weil er die Notwendigkeit 
eines studentischen Verbandes als 
Bündnisorganisation bejaht. Wir 
werden bei Aktionen im Rahmen 
des VDS die zu erwartenden fal- 
schen Orientierungen nicht über- 
nehmen. Zum zweiten werden wir 
die Zusammenarbeit mit dem VIS 
(Ingenieurschulverband NRW) in- 
tensivieren, um einerseits die Breite 
von Aktionen zu gewährleisten und 
andererseits diese Aktionen mit 
einer breiten richtigen politischen 
Orientierung durchzuführen. 

In nächster Zeit wird eine aus- 
führliche Darstellung der Organi- 
sationsstruktur, Kritik und Per- 
spektive des VDS folgen. 

bochumer Studenten zeitung 

Universität bochum u. kiinikum essen 

Unabhängig von den Geheimver- 
handlungen zwischen den USA und 
der SU über die Begrenzung der 
strategischen Rüstung sind die bei- 
den Staaten nach Beobachtungen 
der schwedischen Forschungsan- 
stalt für Verteidigung dabei, eine 
neue Periode des Wettrüstens mit 
sogenannten „sauberen" Kernwaf- 
fen einzuleiten. 

Parallelen 
Wer sich in Zukunft in Griechen- 
land um eine Anstellung im öffent- 
lichen Dienst bewirbt, muß in einem 
detaillierten Fragebogen Auskunft 
über seine politischen Ansichten 
und seine Vergangenheit bis zurück 
zum 18. Lebensjahr geben. Sogar 
über die politischen Meinungen sei- 
ner Verwandten muß der Bewerber 
Zeugnis ablegen. 

Die Fragen betreffen die Mit- 
gliedschaft in einer Partei oder po- 
litischen Organisation. „Entspra- 
chen die Ziele der Organisation di- 
rekt oder indirekt denen des Kom- 
munismus? Hatten die Parteien 
oder Organisationen subversive 
Ziele? Haben Sie an Demonstra- 
tionen dieser Bewegung teilgenom- 
men? Teilen Sie die Namen der Or- 
ganisationen mit, denen Sie im 
Ausland angehört haben." 

Die Anwärter müssen sich im 
übrigen verpflichten, den „nationa- 
len Idealen und der legalen Gewalt 
mit Treue und Hingabe" zu dienen 
und „stets den Willen des Staates" 
zu erfüllen. 

Das kommt uns doch irgendwie 
schon bekannt vor. Ein Glück, daß 
es das bei uns nicht gibt. 

Diese Waffen würden eine rela- 
tiv geringe radioaktive Verseu- 
chung verursachen und damit eher 
die Zivilbevölkerung „schonen". In 
der amerikanischen Planung sollen 
sie gegen einen eventuellen An- 
griff auf Zentraleuropa eingesetzt 
werden. Nach den schwedischen 
Beobachtungen benötigt die NATO 
diese „sauberen" Atomwaffen als 
Ausgleich für die zahlenmäßige 
Überlegenheit der konventionellen 
Truppen und Waffen des War- 
schauer Paktes. 

Die Planung sieht vor, daß diese 
neuen, kleineren und strahlungs- 
freieren Waffen eingesetzt werden, 
um nicht sofort den großen Atom- 
krieg auszulösen. 

ENGLISH BLEND 

With Latakia, 
Perique and Cavendish 

Verlängerung der Rückmeldung 

und Befreiung von der DSKV 

Die Studenten, die sich bis zum 28. 4. 1972 noch nicht 
zurückgemeldet aber auch nicht exmatrikuliert haben, wer- 
den von der Uni angeschrieben und erhalten noch bis 
zum 30. 5. Gelegenheit, sich zurückzumelden. Gleicher- 
maßen besteht für diese Ausnahmefälle auch noch die 
Möglichkeit, sich von der Mitgliedschaft in der Deutschen 
Studentischen Krankenversicherung befreien zu lassen. 
Außerdem werden auch noch bis zum 30. 5. 1972 Studen- 
ten befreit, die vor dem 28. 4. 1972 Mitglied einer gesetz- 
lichen Kasse (z. B. Ersatzkasse) waren, aber aufgrund 
fremden Verschuldens die Möglichkeit versäumt haben, 
sich rechtzeitig befreien zu lassen. Die Befreiung wird für 
diese Fälle in der Baracke 8, Zimmer 3, täglich von 10.00 
bis 12.30 Uhr vorgenommen. 

Noch einmal: 
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Die USA: Sie bringen Tod und Verderben 

Dienstag nacht war die Sitzung des Nationalen Sicherheitsrates. 
Nixon gab anschließend über Funk und Fernsehen bekannt, daß 
die USA den Krieg gegen Nordvietnam im enormen Umfang 
intensiveren werden: 
© totale Seeblockade Nordviet- 

nams, 
© Verminung der nordvietnamesi- 

schen Häfen, 
© Verstärkung der Luft-und Mari- 

neeinheiten durch Elitetruppen, 
© gezielte Bombardements auf 

Hanoi (Deiche, Fabriken usw.), 
© verstärkte Anwendung biologi- 

scher und chemischer Waffen. 
Im Golf von Tonking kreuzt die 

stärkste US-Flotte seit dem 
2. Weltkrieg. Je Flugzeugträger 80 
Maschinen, die pausenlos (Tag und 
Nacht) zu Bombeneinsätzen nach 
Vietnam starten. Zwar werden Bo- 
dentruppen abgezogen, denn das 
technologisch-perfekte Militärsy- 
stem der USA hat Bodentruppen 
nicht mehr nötig; dafür werden 
zwangsweise südvietnamesische 
Bauern in den Tod geschickt (in 
Hue wurden in den letzten Tagen 
70jährige Soldaten gesehen). 

Doch: 5000 Ledernacken warten 
auf den Schiffen vor Vietnam, um 
in die Kämpfe wieder eingreifen zu 
können. 

Die Bombardierung und Vernich- 
tung der Deichanlagen des Roten 
Flusses in Nordvietnam und die 
Bombardierung der nordvietname- 
sischen Städte durch Bomber der 
US-Imperialisten zeigen ganz klar 
das Gesicht dieser Weltmacht. Die 
VR-China und die Sowjetunion 
können jetzt einfach nicht mehr ta- 
tenlos zusehen, wie die US-Impe- 
rialisten den totalen Krieg in Viet- 
nam eröffnen. 

Da die Befreiungstruppen den 
größten Teil der Südvietnamesi- 
schen Armee ausgeschaltet haben 
und die Befreiung ganz Vietnams 
nur noch eine Frage der Zeit zu 
sein schien, kann Nixon nicht um- 
hin, diese „nationale Schande" für 
die USA durch Bomben, Minen und 
chemische Waffen wieder „gutzu- 
machen". 

gegen Arbeiter 
Wie die „Stuttgarter Nachrichten" 
am 7. Oktober berichteten, hat das 
Kapitalistensyndikat „Bundesver- 
einigung Deutscher Arbeitgeber" 
(BDA) damit begonnen, einen Spit- 
zeldienst gegen politisch aktive Ar- 
beiter aufzubauen. Der BDA hat 
seine Mitglieder aufgefordert, in 
ihren Betrieben entsprechendes Ma- 
terial zu sammeln und zur Auswer- 
tung in die Zentrale des BDA wei- 
terzuleiten. 

Papalekas und 

das Grundgesetz 
Wir haben auf der folgenden Seite 
den Schluß von Papalekas Disser- 
tation, seinem ruhmreichen, helle- 
nischen Vaterlande in Ehrfurcht ge- 
widmet, ungekürzt veröffentlicht. 
Aus dieser Arbeit geht eindeutig 
hervor, daß Papalekas sich gegen 
jede Form von Demokratie wen- 
det, daß er ein politisches System 
der uneingeschränkten Herrschaft 
einer Elite fordert. 

Papalekas hat somit den Boden 
des Grundgesetzes in Richtung 
rechts verlassen. Doch während So- 
zialisten, die den Boden des Grund- 
gesetzes nach links verlassen, und 
Demokratie, Macht für die arbei- 
tende Bevölkerung verlangen, sus- 
pendiert und verfolgt werden 
(Brückner, Seifert, Mandel usw.), 
nimmt der gleiche Staat einen Fa- 
schisten wie Papalekas in Schutz. 
Die weitere Behandlung seines Fal- 
les wird zeigen, daß das Gerede 
von der freiheitlich-demokrati- 
schen Grundordnung nur leeres Ge- 
quatsche ist, das über die Funk- 
tionslosigkeit des Parlamentes, 
über Betriebsverfassungs-, Hoch- 
schul- und Notstandsgesetze, über 
Bundesgrenzschutz, politische Poli- 
zei usw. usw. hinwegtäuschen soll. 
Hier geht es nicht um Demokratie 
oder Nicht-Demokratie, hier geht 
es um Kapitalinteressen und sonst 
gar nischt. 

Papalekas und. Gesinnungsgenosse 

Scheuch 

„Saubere" Atomwaffen für Europa 
Kapitalistenverband will 

„Schwarze Listen" 

Die USA haben sich über das 
„Genfer Abkommen" von 1954 hin- 
weggesetzt und sind für jeden To- 
ten in Vietnam letztlich verant- 
wortlich. Einen wirklichen Frieden 
für Vietnam kann es nur dann ge- 
ben, wenn der letzte US-Imperia- 
list Vietnam verlassen hat und in 
ganz Vietnam die Volksherrschaft 
errichtet ist. Darum muß Vietnam 
jetzt weiterkämpfen. 

Der US-Imperialismus ist Krieg, 
Tod und Verderben (auch in Korea, 
Kuba, Honduras usw. usw.): Und es 
ist mehr als zynisch, wenn die 
BILD-Zeitung die Flüchtlinge als 
Wähler, die mit den Füßen abstim- 
men, bezeichnet, und es ist mehr 
als typisch, wenn das bundesrepu- 
blikanische Nachrichtensystem erst 
kurz vor Mitternacht im dritten 
Programm zu bedenken gibt, daß 
die Flüchtlinge vielleicht nur flie- 
hen, weil sie Angst haben vor den 
auf dem Rückzug plündernden und 
brandschatzenden südvietnamesi- 
schen Regierungstruppen und vor 
allen Dingen vor den Bombentep- 
pichen der US-Flugzeuge, die regel- 
mäßig dort niedergehen, wo süd- 
vievnamesische Kommunisten (Viet- 
cong) und ihre nordvietnamesischen 
Verbündeten sich festsetzen konn- 
ten, auf Felder, Deiche, Dörfer, 
Städte. Diese Brutalität ist nur 
noch zu übertreffen durch den Ab- 
wurf von Atombomben. Aber auch 
da kann unsere westliche Schutz- 
macht schon auf eine ruhmreiche 
Tradition zurückblicken. 

Nach Ansicht der Herren vom 
BDA haben sich „radikale Tenden- 
zen in den Betrieben verstärkt". 
Daher gelte es, „die Aktivitäten 
linker und sonstiger Gruppen in 
den Betrieben stärker zu beobach- 
ten." 

„Besonderes Augenmerk" wollen 
die Kapitalisten auf Kollegen rich- 
ten, die sich bereits in Betriebs- 
gruppen organisiert haben. 

Suche gebrauchtes Moped, 
wenn's geht billig. 

Baracke I, Zimmer 7 
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*Qckrickie* 

Papalekas nicht auf dem 

Boden des Grundgesetzes? 

„Der FR Sowi wird die Arbeiten von Papalekas bekommen." stand in der letzten BSZ. Er hat 
sie bekommen — nach langem Kampf. Wenn man die Arbeiten liest, weiß man, warum sie 
so lange nicht öffentlich einsehbar waren. Wir drucken im folgenden die „Schlußbetrachtun- 
gen" aus Papas Dissertation „Das Problem der politischen Massenparteien" in vollem Wortlaut 
ab. Lediglich zweimal wurden griechische Ausdrücke in griechischer Schrift weggelassen und 
durch drei Punkte ersetzt. Die Ausdrücke sind in der Arbeit aber von Papalekas selbst auf 
deutsch erklärt. Wir gehen somit keines Inhaltes verlustig. 

Das Problem politischer Massenparteien 

Schlußbetrachtungen 
Der kritische Leser dieser Arbeit 
wird feststellen müssen, daß unsere 
Untersuchungen durchaus analy- 
tisch gestaltet worden sind, d. h., 
daß ausschließlich auf die Behand- 
lung bestandener oder bestehender 
Phänomene des Staats- und Gesell- 
schaftslebens eingegangen wurde, 
ohne der zukünftigen Gestaltung 
auch einen kleinen Teil der Aus- 
führungen zu widmen. 

Dies mag den Leser in gewisser 
Hinsicht enttäuscht haben, da er 
nach Ablehnung der beleuchteten 
staatspolitischen und gesellschaftli- 
chen Erscheinungen seitens des 
Verfassers vielleicht mit Recht eine 
Stellungnahme für die Zukunft er- 
wartete. Aber man darf nicht ver- 
gessen, daß die Dissertation eine 
streng wissenschaftliche Arbeit dar- 
stellt, deren Wesen es ist, nur Be- 
stehendes zu prüfen. Die Wissen- 
schaft hat nicht die Aufgabe, Vor- 
schläge für die Zukunft zu unter- 
breiten, dies obliegt der praktischen 
Kunst, sondern sie befaßt sich le- 
diglich mit der Erforschung von Er- 
scheinungen, die auf den mannig- 
fachen Gebieten des menschlichen 
Zusammenlebens den Geist des 
Menschen zu beschäftigen pflegen. 

Die analytische Untersuchung 
aber bildet die Grundlage der Er- 
kenntnisgewinnung, welche dann 
zur Bildung von Zukunftsbildern 
verhilft. 

Nachdem wir also im Laufe un- 
serer Abhandlung wertvolle Er- 
kenntnisse erlangten, was auch der 
Zweck der Arbeit war, wollen wir 
nun doch, von ihnen ausgehend, 
einen kurzen Blick in die Zukunft 
unserer Staats- und Gesellschafts- 
ordnung werfen, wobei sich der Ver- 
verfasser vorbehält, in absehbarer 
Zeit den anzudeutenden Fragen- 
komplex der Zukunftsgestaltung 
eingehender zu behandeln. 

Die wichtigste unserer Erkennt- 
nisse war zweifellos die, daß die 
Existenzberechtigung politischer 
Massenparteien und der mit ihnen 
verbundenen parlamentarischen 
Staatsform für die Zukunft abge- 
sprochen werden muß. Eine weite- 
re wichtige Erkenntnis war die, daß 
auch die mit den Reformbestrebun- 
gen zusammenhängenden neuen 
Staatsformen die parlamentarischen 

Übel nicht aus der Welt zu schaffen 
vermochten. 

Von diesen beiden großen Er- 
kenntnissen ausgehend, ist der Ver- 
fasser zur Uberzeugung gelangt, 
daß eine grundlegende Änderung 
nur dann eintreten kann, wenn die 
Laienherrschaft in der Politik, die 
die Quelle aller Übel ist, vollkom- 
men ausgerottet wird. Diese Besei- 
tigung der Laien werden wir aber 
erst dann befürworten müssen, 
wenn wir zugleich erkennen, daß 
die Gesundung unseres Staats- und 
Gesellschaftslebens auch nicht in 
der sogenannten unmittelbaren De- 
mokratie zu suchen ist, da sie nie 
verwirklicht werden kann. Unmit- 

m 
Papalekas Forderung: „Sie wer- 
den nicht gewählt, sie setzen sich 
durch." 

telbare Demokratie kann nicht nur 
deshalb nich existieren, weil im mo- 
dernen Staat die „große Zahl" die 
direkte Beschlußfassung durch das 
Volk erschwert oder unmöglich 
macht, wie meist behauptet wird, 
sondern weil sie von dem ganzen 
Volk Fachurteile über komplizierte 
Fragen Staats-, gesellschafts- und 
wirtschaftspolitischer Natur ver- 
langt; sie verlangt also selbständi- 
ges, staatsmännisches Urteil von 
jedermann. Es ist aber ein nicht zu 
bestreitendes Naturgesetz, daß es 

innerhalb der Gesellschaft mehrere 
Berufe geben muß, die auf die ver- 
schiedenartige Begabung der ein- 
zelnen zurückzuführen ist. 

Nur in einem Staate, welcher 
ausschließlich aus Staatsmännern 
besteht, stünde die unmittelbare 
Demokratie im Bereiche des Mög- 
lichen. 

Und, wenn man heute von der 
unmittelbaren Demokratie des Al- 
ten Hellas spricht, mit ihrer Volks- 
befragung auf dem Markte (...), 
dann klingen die Worte des Thuky- 
dides über die Perikleische Demo- 
kratie sehr bedenklich: Dem Na- 
men nach war es Demokratie, in 
Wirklichkeit aber die Herrschaft 
des ersten Mannes (...). 

Also eine echte Demokratie hat 
es nie gegeben und wird es auch 
keine geben, weil es keine geben 
kann. Die Laienherrschaft deren 
Ausmerzung der erste wichtige 
Schritt zur Neugestaltung wäre, soll 
von der Herrschaft des staatsmän- 
nischen Eklektizismus abgelöst 
werden, wobei betont werden muß, 
daß dieser Entwicklungsprozeß eine 
gewisse Zeit in Anspruch nehmen 
wird. Unter eklektisch oder epilek- 
tisch soll nicht nur die geistige Lei- 
stung verstanden werden, sondern 
auch die Charakter- und Moral- 
stärke. 

Daß Epilektiker nicht gewählt 
werden können soll dabei der 
Hauptgrundsatz sein. Sie setzen sich 
durch: Der Staat muß ihnen legale 
Durchsetzungsmöglichkeiten geben, 
und die sieht der Verfasser in der 
Laufbahn innerhalb einer zu grün- 
denden hohen politischen Schule, 
die ausschließlich begabten politi- 
schen Naturen die notwendige Bil- 
dung und Erfahrung gewährt. Da- 
mit wird für die Politik das Recht 
der Ausschließlichkeit verlangt, wel- 
ches anderen Wissenschaften schon 
längst verliehen wurde. 

Die Epilektiker sollen die Grund- 
lage zur Durchsetzung des Koinoni- 
mus bilden, welcher die Idee der 
Gemeinschaft verwirklichen soll. 
Daraus entsteht der eklektische 
oder epilektische Koinonismus, 
welcher die Kompetenzfrage am 
besten zu lösen vermag. 

Demnach wird die Staatsharmo- 
nie durch das Zusammenwirken 
der von den Epilektikern nach be- 
stem Wissen und Gewissen gelei- 

Überwältigender Wahlsieg 

der SÄG/SoWi 

Am 2. 5. fand eine Vollversammlung der Abt. VIII statt; wichtig- 
ster Tagesordnungspunkt war die Wahl des neuen FR. Der 
Rechenschaftsbericht des alten FR (3 SAG, 2 KSB/ML, 1 Unabh.) 
wurde vor allem von selten des MSB-Spartakus heftig angegrif- 
fen und als völlig abstraktes Gerede hingestellt. Dem allen FR 
wurde vorgeworfen, er habe keine konkrete politische Arbeit 
geleistet. Wie stichhaltig die Argumente des Spartakus waren, 
zeigt der Ausgang der Wahl, die im Anschluß an die Diskussion 
stattfand; alle drei SAG-Mitglieder des alten FR wurden wieder- 
gewählt, und auch auf die drei übrigen Plätze wurden SAG- 
Genossen gewählt. Damit wird in der Abt. VIII der gesamte FR 
von der SAG-Sowi gestellt. 

Durch diesen absoluten Wahlsieg 
ist es möglich, die Idee der neuen 
FR-Mitglieder zu verwirklichen: 
Die Arbeit an der Abteilung soll 
nicht mehr von 6 Einzelindividuen 
geleistet werden, vielmehr von 
einem politischen Kollektiv, näm- 
lich der gesamten SAG-Sowi. 

Das hat zum einen den Vorteil, 
daß die anfallenden Aufgaben ef- 
fektiver bewältigt werden können; 
andererseits wird die Isolierung des 
FR von den übrigen Studenten — 
die zumeist durch Arbeitsüberla- 
stung entstand — dadurch teilweise 
aufgehoben, daß die FR-Mitglieder 
durch ihre Zugehörigkeit zur SAG 
auch weiterhin in engem Kontakt 
zu den übrigen Studenten bleiben. 

Im folgenden sollen kurz die 
wichtigsten Bereiche, die sich für 
die SAG bei der Fachschaftsarbeit 
ergeben, aufgezeigt werden: 
0 1. Die Erstellung und Durchset- 
zung eines alle Bereiche der Sozial- 
wissenschaften umfassenden Tuto- 
rienprogramms ist die vordringlich- 
ste Aufgabe. Hierbei geht es nicht 
nur um eine möglichst effektive 
studentische Selbstorganisation des 
Studiums, sondern auch um Infor- 

mationen über die Bedürfnisse der 
Kommilitonen und durch deren Po- 
litisierung um die Umsetzung ihrer 
Bedürfnisses in solidarischen Kampf 
zur Durchsetzung ihrer Interessen. 
0 2. Eine begrenzte studentische 
Gremienpolitik ist zu verfolgen, die 
sich die Lücken zwischen außer 
Kraft gesetzten alten Strukturen 
und noch nicht verwirklichten „Re- 
formen" zunutze macht; d. h. im 
studentischen Massenkampf er- 
reichte Positionen zeitweilig zu fi- 
xieren und abzusichern; d. h. nicht, 
daß der Gremienarbeit ein vorran- 
giger Stellenwert im Rahmen kon- 
sequenter Hochschulpolitik zukom- 
men kann. (Die Erreichung von Po- 
sitionen durch Gremienarbeit ist 
eine Illusion, die zwar der Sparta- 
kus immer noch vertritt, die aber 
darüber hinwegtäuscht, wo mit zu- 
nehmendem Maß unmittelbarer 
Subsumption von Wissenschaft und 
Forschung unter das Kapital die 
wirklichen Entscheidungen fallen.) 
0 3. Wir müssen unseren Einfluß 
auf die Berufungspolitik generell 
erkämpfen und ausdehnen, denn: 
in der Abt. VIII sind mehr als ein 
halbes Dutzend H3- und H4-Stel- 

len unbesetzt, aber bereits geneh- 
migt (Methodenlehre, Sozialpsycho- 
logie II, Politik III, die Neubeset- 
zung des Jaeggi-Lehrstuhls sowie 
der Assistentenstellen etc.). 
0 4. Zur Erweiterung des Tutorien- 
programms und vor allem des Lehr- 
angebots müssen Lehraufträge pro- 
gressiver Leute unter studenti- 
schem Druck immer wieder verlän- 
gert werden, um eine Alternative 
zur bürgerlichen Wissenschaft zu 
sichern. 
0 5. Für das Fach Soziologie müs- 
sen neue Studiengänge erarbeitet 
werden. Die isolierte Existenz wis- 
senschaftlicher Individuen, die 
Trennung zwischen Theorie und 
Praxis (die auf allen wissenschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Ebe- 
nen existiert), die Willkürlichkeit 

_und Irrationalität der Wissensver- 
mittlung usw. müssen aufgehoben 
werden. (Das Jaeggi-Oberseminar 
leistet dazu äußerst wertvolle Vor- 
arbeit.) 
0 6. Mit dem Kampf um institu- 
tionell abgesicherte Tutorien und 
der Orientierung auf neue Studien- 
gänge tritt gleichzeitig die Notwen- 
digkeit des Kampfes um neue Prü- 
fungsordnungen als mittelfristiges 
Ziel auf den Plan. 
0 7. Die materielle Situation der 
Studenten muß verbessert werden 
z. B. 

a) Organisation einer „Roten- 
Studienhilfe", deren Aufgabe die 
Unterstützung der Kommilitonen 
und Genossen bei Lern-, Prüfungs-, 
Finanz- und Kommunikationspro- 
blemen ist. 

b) Beschaffung von Räumen, in 
denen Studenten arbeiten und dis- 
kutieren können (erster Erfolg: 
3 Räume auf GB 04). 

c) Es ist nicht einzusehen, warum 
Professoren unbegrenzt Bücher 
ausleihen dürfen, während den 
Studenten unzumutbare Ausleih- 
fristen auferlegt werden. Deshalb 
eine neue Form der Bücherausleihe, 
die die Ordinarienprivilegien end- 
lich abschafft!! Fachschaft Sowi 

teten Staatsführung und der Vertre- 
tung der Berufszweige herbeige- 
führt; diese Vertretung soll darin 
bestehen, die wahren Interessen 
und Lebensbedürfnisse der arbei- 
tenden Patrioten durch beratenden 
Beistand den leitenden Staatsmän- 
nern zu unterbreiten. 

Um eventuelle Ubergriffe der 
Epilektiker zu vermeiden, soll ein 
Kontrollorgan aus epilektischen 
Zweigen bestehend ins Leben ge- 
rufen werden. 

Der Verfasser ist der Ansicht, daß 
diese Anschauung, die übrigens 
teils auf platonischen Gedanken ba- 
siert, Recht auf Ausschließlichkeit 
besitzt und die Zukunft zu bestim- 
men haben wird. 

Die geschichtliche Kontinuität 
zeigt, daß der Entwicklungsprozeß 
heute ein letztes Übergangsstadium 
erreicht hat, welches in der absolu- 
ten Herrschaft der von den Kapita- 
listen ausgebeuteten ärmeren Klas- 
se besteht. Dieser Zeitabschnitt der 
Rache, der vom Bolschewismus be- 
herrscht wird, kann je nach dem 
von langer bzw. kurzer Dauer sein; 
er bildet jedenfalls einen Uber- 
gangsabschluß, da die wirtschaftlich 
und sozial Schwächeren es fertig- 
bringen, die absolute Herrschaft an 
sich zu reißen. 

Da aber der Bolschewismus nichts 
anderes darstellt, als eine Umkeh- 
rung der Gesellschaft, da also sein 
Sieg weiterhin die Vergewaltigung 
von Klassen aufrecht erhält, kann 
er keinen Anspruch auf Dauerhaf- 
tigkeit erheben. 

Ein Hinausziehen der kommuni- 
stischen Herrschaft bedeutet daher 
eine Verlängerung der Übergangs- 
periode, die von der ausgeglichenen 
Herrschaft des epilektischen Koi- 
nonismus abgelöst werden wird. Die 
rasche Durchsetzung des Eklekti- 
zismus und Koinonismus wird das 
baldige Ende der kommunistischen 
Ubergangsperiode und den Beginn 
eines neuen, aussichtsreichen Le- 
bens bedeuten. Sie hängt ab von 
der Existenz großer Männer, die 
bei jeder Generation zu finden sind 
und die den Geist ihrer Zeit be- 
greifen. 

Der epilektische Koinonismus be- 
deutet nach der Meinung des Ver- 
fassers zugleich das Ende der ge- 
sellschaftlichen Revolution, da er 
dem schrankenlosen Klassenkampf 
ein Ende setzt und den Differen- 
zierungsprozeß durch die Verwirk- 
lichung der Gemeinschaft zur völ- 
kischen Harmonie umgestaltet. 

ANGLISTIK 

Rektor Grosse 

in 

Hochform 
Seit dreieinhalb Monaten fordern 
die Studenten des ES drei weitere 
Räume, um die anliegenden Büro- 
arbeiten des FR und der kooptier- 
ten Mitglieder bewältigen zu kön- 
nen. Nachdem eine positive Ant- 
wort zunächst verweigert und dann, 
auf erneute Anträge hin, über zwei 
Monate hinausgezögert wurde, be- 
setzten die Anglistikstudenten am 
2. 5. zwei Räume des ES. 

Der Dekan Broich (BFdW) ließ 
nicht lange auf sich warten, und 
mit wohlbewährtem Charme mach- 
te er auf die „Illegalität" dieses 
Vorgehens aufmerksam. Nur eine 
Viertelstunde später meldete sich 
auch prompt der Rektor, um den 
FR „auf die Folgen eines solchen 
Handelns aufmerksam zu machen". 
In einem anschließenden Gespräch 
mit Grosse wurde dem FR bedeu- 
tet: „Die Zeit der Besetzungen ist 
endgültig vorbei." 

Der Rektor drohte mit Strafver- 
fahren, wobei eine Relegation der 
FR-Mitglieder impliziert wurde — 
man erinnere sich nur an die jüng- 
sten Ereignisse in Bonn. Der von 
Faillard und Papalekas in die Wege 
geleitete erste politische Prozeß ge- 
gen Fachschaftsräte an der RUB 
(SoWi-Prozeß), scheint Grosse und 
Broich dazu angeregt zu haben, ge- 
gen die gewählten Studentenver- 
treter in Fachschaftsräten massiv 
im Rahmen der Kriminalisierung 
der Linken in der BRD vorzuge- 
hen. 

Der FR Anglistik brach unter 
dem Druck die Besetzung ab, 
worauf sich spontan das „Rote-2.- 
Mai-Tribunal" bildete, welches den 
Beschluß des FR nicht anerkannte 
und weitere Aktionen ankündigte. 

Grundsätzlich ist zu sagen, daß 
solche Aktionen nur unter der Be- 
teiligung der studentischen Massen 
Erfolg versprechen, damit nicht ein- 
zelne unnötig den Repressalien der 
Klassenjustiz ausgeliefert werden. 

Letzte Meldung: Der Kanzler 
drang übers Wochenende in den 
verschlossenen Fachschaftsraum 
der Anglisten ein und entfernte die 
Matratzen, die unsere wichtigste 
Sitzgelegenheit darstellen. Außer- 
dem wurden Möbel aus den Stau- 
räumen im Gebäude GB, die zu 
einem Kommunikationszentrum 
ausgebaut werden sollten, abtrans- 
portiert. FR-Anglistik 

Junta-Methoden in Abt. VIII 

Spitzelterror gegen Linke 

Die Kette der politischen Verfolgung und Disziplinierung Linker 
in allen gesellschaftlichen Bereichen der BRD und West-Berlins 
nimmt kein Ende. Sie reicht von den Morden an angeblichen 
Mitgliedern der Baader-Meinhof-Gruppe (von Rauch, Schelm, 
Weisbecker) über Einstellungsverbote gegen linke Lehrer und 
Hochschullehrer (Lefevre, Holzer, Henne, Laux etc.) über Sus- 
pendierungen und Disziplinierungen (im Falle Brückner, Pa- 
sierbsky etc.) bis hin zu den jüngsten Relegationen fortschritt- 
licher Studenten in Bonn. 

Auch wer an dieser Universität 
die berechtigten Interessen der 
Studenten im Kampf gegen Kapital 
und Kultusbürokratie vertritt, hat 
mit heimtückischen Konterschlägen 
jeden Kalibers zu rechnen. 

Exemplarisch für diese Machen- 
schaften ist die Politik, die Altfa- 
schist Papalekas in der Abtei- 
lung VIII seit vielen Semestern ge- 
genüber fortschrittlichen Studenten 
verfolgt. Nachdem er mit seiner 
beispiellosen Pressekampagne, die 
er bereits im letzten WS wegen an- 
geblicher „Gewaltakte" etc. der ge- 
wählten studentischen Vertreter der 
Abteilung inszeniert hatte, eine 
Schlappe hinnehmen mußte — auf 
Klage der Studentenschaft hat das 
Landgericht Bochum Papalekas etc. 
zum Widerruf verurteilt — wühlte 
er im Untergrund weiter: 

1. Gegen Ende des Jahres streng- 
te er ein (plötzlich im öffentlichen 
Interesse liegendes, nämlich durch 
die Staatsanwaltschaft Bochum ver- 
tretenes) Strafverfahren wegen Be- 
leidigung etc. gegen den Fach- 
schaftsrat an. — Dieses Verfahren 
läuft noch ... 

2. Inzwischen hat er — in inniger 
und lang bewährter Kooperation 
mit Rektorat (Ex-Rektor Faillard) 
und politischer Polizei (K 14) — 
zum bislang härtesten Schlag der 
Kriminalisierung studentischer Ver- 
treter ausgeholt: 

Seit Januar 72 ermittelt die poPo 
Bochum (K 14) gegen Kommilito- 
nen, die in Papalekas' Vorlesung 
über die Abteilungssatzung und an- 
dere Abteilungsprobleme diskutiert 
haben, wegen Nötigung! 

Hierbei hat Papa nicht davor zu- 
rückgeschreckt, einige ihm bekann- 
te Kommilitonen namentlich (bes. 
SAG-Mitglieder) zu denunzieren! 

Vorwand dieser ungeheuerlichen 
Attacke sollen Körperverletzung 

und Anschläge auf sein Büro sein 
(„die Entfernung von Namensschil- 
dern"). 

Ein fingiertes Flugblatt, das an- 
geblich zur Bandenbildung aufruft, 
muß dafür herhalten, drei SAG- 
Mitglieder zur kriminellen Vereini- 
gung im Sinne § 129 abzustempeln. 

Diese Sauerei ist kein einmaliger 
Ausrutscher und Papalekas kein 
teuflischer Irrer. Mit seinen miesen 
Machenschaften ist er ein Vorreiter 
einer Disziplinierungswelle (siehe 
HSchRG, Ordnungsrecht etc.), die 
darauf abzielt, die autonome stu- 
dentische Interessenvertretung zu 
liquidieren. 

Studienplatzwechsel 

Psychologie in Hamburg 
Wer tauscht Studienplatz in Bo- 
chum gegen Studienplatz in Ham- 

burg. Zur Zeit 5. Semester. 
W. Ormanns 

(4) Düsseldorf 
Osterather Straße 22 

Es ist abzusehen, daß das Verfah- 
ren der Kriminalisierung stud. Ak- 
tivitäten gegen Reaktionäre und 
Kapitalhandlanger über § 129 (kri- 
minelle Vereinigung) auf weitere 
Fachschaften, Asten usw. ausge- 
dehnt wird. 

Kommilitonen und Genossen! 
Wir müssen den perfiden Anschlä- 

gen auf die politische Betätigung 
fortschrittlicher Studenten ent- 
schlossen entgegentreten! 

KAMPF DER POLITISCHEN 
DISZIPLINIERUNG! 

KAMPF DEN BERUFSVERBO- 
TEN FÜR DEMOKRATEN UND 
SOZIALISTEN! SAG 

RENAULT- 

KIRMES 

Die Neuen sind da 

R 15 und R 17 

Vorstellung 

im Rahmen eines Volksfestes 

mit Trimm-Station 

und Aktion Sorgenkind 

auf dem Festplatz Castroper Straße, 

17., 18. und 19. Mai, 15-22 Uhr 

Bachum 

KRAFTFAHRZEUGE 

Führendes Haus in 
Western Bekleidung 

Twen Shop 
Bekleidung für 
junge Leute 

Rücklaufbestände 
der US-Armee 

VERKAUF 

H. PETERMANN 

Bochum - Kortumstraße 31 

Telefon 66939 
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Historiker-Profs: 

Einladung an Mandel - 

wenn Genscher es zuläßt 

Daß die Historiker sehr gemischte Erfahrungen mit der Drittel- 
parität gemacht haben, seit sich die Abteilung im Jahre 1969 
eine Satzung gab, ist wohl weitgehend bekannt. An einem 
aktuellen Fall von weitreichendem politischen Interesse soll hier 
gezeigt werden, wie notwendig es ist, sich gerade auch im Hin- 
blick auf die demnächst beginnende Arbeit des Uni-Satzungs- 
konvents auf eine illusionslose, von professoraler Obstruktion 
begleitete Arbeit einzustellen. 

Die Fachschaft Geschichte ver- 
sucht seit einiger Zeit, über Gast- 
vorträge wenigstens sporadisch 
Marxisten an die Abteilung zu ho- 
len, meist in thematischer Verbin- 
dung mit gerade laufenden Lehr- 
veranstaltungen. So auch in diesen 
Tagen: begleitend zum Seminar 
„Typen der Industrialisierung in 
Europa" sollte Ernest Mandel 
(Brüssel) einen Gastvortrag halten 
zum Thema „Die Industrialisierung 
Italiens als Beispiel einer nachge- 
holten Entwicklung vor und nach 
der Konsolidierung des imperiali- 
stischen Zeitalters". 

Die Studentenvertreter im Abtei- 
lungsrat wiesen natürlich nach- 
drücklich auch auf eine zweite 
Funktion hin, die eine solche Ein- 
ladung haben würde. 

Wie schon vorher Fakultäten in 
Frankfurt und Bremen hätte die 
Abteilung ihre Solidarität mit dem 
nach West-Berlin berufenen, vom 
SPD-Senat jedoch abgelehnten und 
seitdem mit einem Einreiseverbot 
belegten Marxisten bezeugen kön- 
nen. Damit hätte sie zudem einen 
Beitrag zur Solidarität auch libera- 
ler Kräfte dieses Staates mit der 
durch Berufsverbote disziplinierten 
Linken in der BRD leisten können. 

Als sich nach erbitterter Diskus- 
sion eine Mehrheit für die Einla- 
dung herauszuschälen begann, sah 
sich Professor Seibt, zuständig für 
spätes Mittelalter, gezwungen, zu 
einem jederzeit wirksamen Haus- 
mittelchen zu greifen. 

Die Loyalität zur Staatsordnung 
verbiete es ihm, eine Person einzu- 
laden, die „unerwünscht" sei, so 
führte er aus, und für den Fall, daß 

dennoch eingeladen würde, kündig- 
te er die Einstellung seiner Mitar- 
beit in den Selbstverwaltungsgre- 
mien der Abteilung an. 

Damit war bei Professoren und 
Assistenten endgültig jeder Beken- 
nermut gebrochen. Seibts Mitarbeit 
zu verlieren — welch' schreckliche 
Aussicht! Dann lieber bei Mandel 
etwas kürzer treten, dachten die 
Assistenten, nicht berücksichtigend, 
daß sie ihre Herren und Meister 
dadurch geradezu ermunterten, das 
erfolgreiche Rezept auch künftig 
anzuwenden. 

So blieb nur noch ein fauler 
Kompromiß: gegen die Studenten, 
die auf das Aussprechen der Einla- 
dung nicht verzichten konnten, 
wurde beschlossen, Genscher einen 
Brief zu schreiben, in dem ihm mit- 
geteilt würde, daß die Abteilung 
Mandel einladen „möchte"; Gen- 
scher wird gebeten, Auskunft zu 
geben, ob und in welcher Form ein 
Einreiseverbot besteht. Für den 
Fall einer „positiven" Auskunft 
wurde protokollarisch die Absicht 
zur Einladung festgehalten. 

Inzwischen hat die Fachschafts- 
vollversammlung bedauert, daß 
dem Abteilungsrat der Mut zu 
einem klaren Wort gefehlt hat. Sie 
hat die professorale Obstruktions- 
drohung schärfstens verurteilt und 
die oben zitierte Begründung als 
„Rückfall in die politischen Tradi- 
tionen preußisch-deutscher Rccht- 
fertigungshistographie" klassifi- 
ziert. 

Über Genschers Antwort wird, 
sobald sie eingegangen ist, an die- 
ser Stelle berichtet werden. 

Fachschaft Geschichte 

So klug wird keiner in der SAG-Schulung, aber trotzdem 

GEWINN-PRESS-SPIRALE 
Die Unternehmer streben in diesem 
Jahr nach Ansicht des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes unter Abzug 
aller Steuern eine Erhöhung der 
durchschnittlichen Nettogewinne 
und Vermögenseinkommen um rd. 
14 o/o an. Grundlage für diese Zahl 
ist die kürzlich veröffentlichte Pro- 
jektion des „Gemeinschaftsaus- 
schusses der gewerblichen Wirt- 
schaft". Diese Gewinnexplosion läßt 

sich erreichen, wenn sich die Ar- 
beitnehmer mit einem Lohnzuwachs 
um 6 bis 6,5 Prozent zufriedengeben 
und die Bevölkerung eine Preis- 
steigerungsrate von 4 bis 4,5 Pro- 
zent hinzunehmen bereit ist. Diese 
Verbindung von Gewinn- und 
Preissteigerungen zeigt, daß die 
Unternehmer den Zusammenhang 
zwischen Gewinn und Preisen klar 
kalkulieren. 

SPEKTRUM 

Bochum — Nordring 65 — Telefon 1 67 35 
Nicht- 
mitgl. 

PAP'S GROOVE Düsseldorf 
Pop JAZZ, Rhythmen & Blues 

Monty Sunshine's Jazzband 
„My Petite fleur" 

Popveranstaltung Ruhrland-Halle 
Exception, Opus, Horst Steffen, Sommer 
Eintritt 8,— DM 

5,- 

8,- 

Samstag, 
13. 5. 72 
20 Uhr 
Freitag 
19. 5. 72 
20 Uhr 
Samstag 
20. 5. 72 
20 Uhr 
Mittwochs von 17.00 bis 19.00 Uhr KOSTENLOSE BERATUNG 
FOR WEHRUNWILLfGE 

Täglich ab 19.00 Uhr für jedermann geöffnet. 

Stud. 

4,- 

7,- 

@520% 

Der BRFöG-Siudetti 

Eintreten für Verbesserung der Lehrerausbildung 

= Entzug der Ausbildungsförderung 

Am 20.1.1972 beschloß die Studentenschaft der PH Nürnberg einen Vorlesungsstreik bis ein- 
schließlich 7. 2. 1972. Die Ursache war die katastrophale Ausbildungssituation an dieser Hoch- 
schule. Deutlich wird dies dadurch, daß für die 1200 Studenten für den Bereich Pädagogik nur 
ein Professor und eine Hilfskraft zur Verfügung stehen; nur 90 Studenten konnten in Seminaren 
unterkommen. 

Der Staat als Sachverwalter der 
Interessen des Kapitals ist aufgrund 
der allgemeinen Krisensituation 
nicht in der Lage, eine solche Si- 
tuation zu beseitigen; die Subven- 
tionen für die Wirtschaft werden 
durch Kürzung des Bildungshaus- 
haltes gewährleistet. 

Der Streik war der adäquate 
Ausdruck des Protests der Studen- 
tenschaft der Nürnberger PH. Die 
Staatsbürokratie reagierte sofort: 
Streichung des BAFöG's für die 
Streikzeit! 

Am 16. 3. 72 teilte das Studenten- 
werk Erlangen dem ASTA der PH 
Nürnberg eine Entschließung des 
Bayerischen Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus vom 18. 2. 72 
mit, die bestimmt, daß die Verwei- 
gerung der Teilnahme an Vorlesun- 
gen eine vom Studierenden zu ver- 
tretende Unterbrechung der Ausbil- 
dung nach § 20 Abs. 2 des BAFöG 
darstelle und die für diesen Zeit- 
raum gewährten Förderungsbeträ- 
ge zurückgefordert werden. Weiter 
heißt es: 

„Weist ein Auszubildender nach, 
daß er an bestimmten Unterrichts- 
veranstaltungen teilgenommen 
hat", — also ein Streikbrecher 
— „so entfällt für diese Zeit die 
Kürzung." „Die vom Studentenwerk 
Erlangen überzahlten Förderungs- 
beträge für den Zeitraum des 
Streiks (20. 1. — 7. 2. 72) sollen bei 
der endgültigen Berechnung der 
Ausbildungshilfe auf dem Verrech- 
nungswege einbehalten werden." 

Der Streikverbotsparagraph 20 
Abs. 2 BAFöG erfährt hier seine 
erste Anwendung. 

Der § 20 Abs. 2 BAFöG ist über- 
raschend deutlich in seiner Zielset- 

zung: „Der Förderungsbetrag ist 
für den Kalendermonat oder den 
Teil eines Kalendermonats zurück- 
zuzahlen, in dem der Auszubilden- 
de die Ausbildung aus einem von 
ihm zu vertretenden Grund unter- 
brochen hat." 

Der Disziplinierungscharakter 
wird in der offiziellen Begründung 
noch weit klarer: 

„Es ist unerheblich, aus welchem 
Grund die Ausbildung unterbro- 
chen wird, sofern nur der Auszu- 
bildende ihn zu vertreten hat; auch 
für die wirtschaftlichen Folgen der 
Ausübung demokratischer Rechte 
hat der Auszubildende ebenso ein- 
zustehen wie der junge Erwerbstä- 
tige." 

Die „Ausübung demokratischer 
Rechte", nämlich die politische Ak- 
tivität und Arbeit der Studenten, 
wird hier zum individuellen Akt 
gestempelt, den nur der einzelne 
Student zu vertreten hat und für 
den ihm die wirtschaftlichen Folgen 
aufgebürdet werden. 

Oder anders: wer es sich wirt- 
schaftlich leisten kann, der hat de- 
mokratische Rechte; wer sozial 
schwach gestellt ist, muß sich un- 
terordnen oder aber zum Streik- 
brecher werden, um seine Förde- 
rung zu erhalten. 

Die Analogie zu den „Rechten 
und Pflichten" der jungen Erwerbs- 
tätigen ist nur ein Ausnutzen der 
Tatsache, daß sich die Bevölkerung 
mit dem rechtlosen Status der jun- 
gen Lohnabhängigen, deren Rechte 
noch weit stärker beschnitten sind 
als die der Studenten, weitgehend 
abgefunden hat. 

Das verdeutlicht aber nur, daß 
der Kampf der Studenten gegen die 
Disziplinierung nicht isoliert ge- 

führt werden kann, sondern im 
Rahmen des gesamtgesellschaftli- 
chen Kampfes für die Erringung 
demokratischer und sozialer Rech- 
te, d. h. für den Sozialismus. 

Das BAFöG, das neben der ord- 
nungsrechtlichen Funktion weiter 
die Tendenz der kapitalistischen 
Hochschulplanung zu Kurzstudien 
und verstärktem Leistungsdruck 
(§ 15 — Förderungsdauer; § 48 — Lei- 
stungsnachweis) unterstützt, ist ein 
Instrument zur Formierung des 
Ausbildungswesens. Es reiht sich 
somit voll in das Mosaik der kapi- 
talistischen Hochschulplanung ein; 
ein Mosaik, das sich durch einheit- 
lichere und zentralistischere „Re- 
form"-Maßnahmen zunehmend auf- 
füllt. 

Diese Zentralisation der gesam- 
ten Steuerung des Ausbildungssek- 
tors wird neben dem BAFöG, dem 
Graduiertenförderungsgesetz und 
dem Hochschulbauförderungsgesetz 
besonders durch das Hochschulrah- 
mengesetz gefördert werden. 

Das Ineinandergreifen dieser 
Maßnahmen wird schon deutlich 
z. B. im § 7 BAFöG, der besagt, 
daß ein Student nur bis zum „be- 
rufsqualifizierenden Abschluß" ge- 
fördert wird, und im § 34 II, III 
des geplanten HRG, nach dem der 
Abschluß in der Regel nach einem 
6-Semester-Studium erreicht sein 
soll. 

Insgesamt tragen solche Gesetze, 
die man nicht als Einzelmaßnahmen 
des Staates sehen kann, zur länger- 
fristigen Sicherung der Verwer- 
tungsbedingungen des Kapitals bei 
durch eine entsprechende Steu- 
erung des Akademiker-outputs und 
den Versuch, Konflikte zu minimie- 
ren. 

SAG-Einführungsschulung 

Die SAG (Sozialistische Abteilungsgruppen) veranstalten im SS 72 eine Einführungsschulung. 
Zu dieser Schulung ist eine Broschüre erschienen (Materialien zur Schulung, erhältlich am SAG- 
Büchertisch in der Mensa und in der Politischen Buchhandlung, Overbergstraße 5), die neben 
dem Zahlen- und Faktenmaterial den Aufbau und die Konzeption der Schulung verdeutlicht. 

Diese Schulung beginnt nicht mit 
dem Studium des „Kapitals" oder 
sonst eines nur theoretischen Tex- 
tes. Sie beginnt mit der Darstellung 
der historischen Entwicklung des 
bourgeoisen Rechtsstaates. 

In diesem Abschnitt wird die Ent- 
wicklung solcher Begriffe wie „par- 
lamentarische Demokratie" gezeigt 
und in den notwendigen Zusam- 
menhang mit der Entwicklung der 
Produktivkräfte gesetzt. So soll 
verdeutlicht werden, daß die ab- 
strakten Inhalte dieser Begriffe 
doch nichts anderes sind als von der 
Bourgeoisie für nützlich erkannte 
Notwendigkeiten. 

Im zweiten Abschnitt der Schu- 
lung wird die politische und öko- 
nomische Entwicklung der BRD 
empirisch erläutert. Hierbei soll ge- 
zeigt werden, wie die Entwicklung 
der Einkommens- und Vermögens- 
verteilung zur Vermögenskonzen- 
tration überleitet und gesetzlich ab- 
gesichert und legitimiert wird. 
Weiter soll am Beispiel der Rezes- 
sion 1966/67 der Funktionswandel 
des Staates zum repressiven Kri- 
senüberwindungsinstrument ver- 
deutlicht werden. 

Im nächsten Teil sollen die tat- 
sächlichen Entscheidungsfunktio- 
nen, die das bürgerliche Parlament 
überhaupt noch hat, und das syste- 
matische Anwachsen einer Verwal- 
tungsbürokratie empirisch gezeigt 
und verdeutlicht werden. 

Danach wird die Problematik 
der Arbeitsorganisation und deren 
Funktion im Kapitalismus disku- 
tiert, um so die Auswirkungen des 
Widerspruchs zwischen Lohnarbeit 
und Kapital zu erläutern. 

Im letzten Teil der Schulung 
kommt man zum eigentlichen Zen- 
tralpunkt: zur politischen Ökono- 
mie. 

Dieser Bereich wird aber im Ver- 
lauf der Einführungsschulung nur 
angerissen durch eine Erörterung 
des marxistischen Begriffs der 
„Ware". (Eine eigentliche Schulung 

der politischen Ökonomie ist später 
zu leisten.) Der Begriff der Ware 
wurde hier gewählt, weil diese zen- 
trale Kategorie die innneren Wi- 
dersprüche der kapitalistischen Ge- 
sellschaft stets neu reproduziert, 
weil die Warenproduktion die all- 
gemeine Grundlage der kapitalisti- 
schen Produktionsweise ist. 

Dieser Aufbau weicht bewußt ab 
vom bekannten Schulungsaufbau, 
der ja in der Regel mit der politi- 
schen Ökonomie beginnt. 

Wir wissen, daß es der materiali- 
stischen Methode entspricht, vom 
Abstrakten aufzusteigen zum Kon- 
kreten, von der Erörterung der po- 
litischen Ökonomie zur Analyse der 
Uberbauphänomene zu gelangen. 

Die meisten Erfahrungen haben 
aber gezeigt, daß sich Schulungs- 
gruppen, die mit dem Studium des 
„Kapitals" beginnen, innerhalb 
kürzester Zeit auflösen oder aber 
zum akademischen Debattierclub 
werden. 

Es geht uns darum, die unbewuß- 
te Notwendigkeit des Studiums der 
politischen Ökonomie bewußt zu 
machen, indem wir versuchen, bei 
den einzelnen Schulungsteilneh- 
mern eine konkrete Motivation für 
das Studium der politischen Öko- 
nomie zu schaffen. 

Wir gehen dabei davon aus, daß 
der Student aufgrund seiner Klas- 
senlage und seiner Sozialisation 
nicht unmittelbar mit dem Haupt- 
widerspruch zwischen Lohnarbeit 
und Kapital konfrontiert wird. Das 
aber hat zur Folge, daß im großen 
und ganzen nur eine geringe Moti- 
vation zur theoretischen Aufarbei- 
tung der Kategorien der politischen 
Ökonomie besteht. 

Vielmehr sind die meisten Stu- 
denten befangen in Kategorien wie: 
parlamentarische Demokratie, 
Rechts- und Sozialstaat u. ä. Diese 
Begriffe, die von der Bourgeoisie 
nur zur Legalisierung der bestehn- 
den Produktionsverhältnisse ge- 

nutzt werden, werden ansatzweise 
dann kritisiert, wenn diese Bour- 
geoisie, bedingt durch die Krisen- 
anfälligkeit des entwickelter* Kapi- 
talismus, durch ihre Handlungen 
die selbstpropagierten Ansprüche 
ad absurdum führt. 

Eine solche Kritik bleibt aber in 
der moralischen Empörung stecken, 
solange die Analyse der Ursachen 
der Widersprüchlichkeit beispiels- 
weise zwischen propagiertem 
Rechtsstaat und faktischem 
„Rechtsstaat fehlt. 

Genau das soll in dieser Einfüh- 
rungsschulung geleistet werden: es 
soll neben der Vermittlung der Fak- 
ten gezeigt werden, daß deren ge- 
samte Untermauerung durch 
rechtstheoretische, philosophische 
und politische Überlegungen im 
Grunde zurückzuführen ist auf die 
ökonomischen Verhältnisse. 

Es soll gezeigt werden, daß man, 
um die oben angedeutete Wider- 
sprüchlichkeit analysieren zu kön- 
nen, eine bestimmte Methode benö- 
tigt. 

Es soll gezeigt werden, daß für 
die Veränderungen des Staates und 
seiner Konkretisierungen bestimm- 
te ökonomische Verhältnisse maß- 
gebend sind. 

Wir meinen, in dieser Weise bei 
den einzelnen Schulungsteilneh- 
mern eine konkrete Motivation zur 
Aneignung der Kategorien der po- 
litischen Ökonomie und zur Erar- 
beitung der Methode des dialekti- 
schen und historischen Materialis- 
mus erzeugen zu können. 

Nichts anderes wollen wir mit un- 
serer Einführungsschulung leisten. 

SAG (Sozialistische Abteilungs- 
Gruppen) 

Termine: Mo., 16 —18 Uhr 
Mi., 18 — 20 Uhr 
Do., 12 — 14 Uhr 
Do., 16 —18 Uhr 

Ort: jeweils GC 6/31 

zuviel 

demokratie 

ich klebe ein plakat, 
das für eine demokratische 

Veranstaltung wirbt, 
aus einem haus 

der demokratie kommt 
ein demokratischer bulle, 

und weil demokratie 
in dieser gesellschaft heißt, 

daß der schnellere recht hat, 
liege ich bald wieder in den 

armen meiner genossin. 
genug demokratie für heute. 

jürgen klein 

§218 

abtreibung 
ist ein schweres verbrechen 

gegen das menschliche 
leben, das man 

gar nicht hart genug 
bestrafen kann, 

hier müßte wieder 
die todesstrafe her 

und adolf. 
fürchtegott knilch 

Der neue Sozialreferent Rothfahl 
(SAG) verfügte schon immer über 
gute Beziehungen zur alten Sozial- 
ref er entin (SHB). Wird er ihre 
Politik fortsetzen? 

FVV Jura weigerte 

sich, neuen FR 

zu wählen 
Auf der am vergangenen Don- 
nerstag stattgefundenen FVV 
bei den Juristen ist nach Anhö- 
rung des Rechenschafts- und 
Finanzberichtes des alten Fach- 
schaftsrates die Frage disku- 
tiert worden, warum von etwa 
2000 Juristen nur 60 anwesend 
waren, eine Woche vorher auf 
der nicht beschlußfähigen FVV 
nur 80. 

Die Diskussion legte offen, daß 
anscheinend bei den meisten Juri- 
sten das Funktionieren des FR, 
wenn sie nicht unmittelbar davon 
zu profitieren glauben, gleichgültig 
betrachtet wird, d. h. wenn der ein- 
zelne Student nicht ein Schließfach 
oder eine Studienordung braucht 
und alle seine Klausuren gewertet 
worden sind, läßt er sich nicht in 
den Fachschaftsräumen sehen. 

Hier wurde die Diskrepanz deut- 
lich, die zwischen dem „Interessens- 
vertretungsbegriff" der Mitglieder 
des FR und dem der meisten Jura- 
studenten besteht. 

Unter diesen Umständen war 
niemand bereit, für einen neuen 
FR zu kandidieren, unterstützt von 
dem Votum der FVV, die einhellig 
nicht wählen wollte. 

Der alte FR wurde kommissa- 
risch beauftragt, bis zum 15. Juni 
den Begriff „Vertretung studenti- 
scher Interessen durch den FR" zu 
klären. Er wurde aufgefordert, son- 
stige anfallende Arbeiten eines FR 
nicht mehr wahrzunehmen. 

Fachschaft Jura 



Nummer 94 BOCHUMER STUDENTEN ZEITUNG Mittwoch, 10. Mai 1972 

In der BSZ vom 13. 4.1972 hat der KSB/ML eine Apologie der chinesischen Außenpolitik veröf- 
fentlicht, die nicht unwidersprochen bleiben kann. Die Revolutionär - Kommunistische Jugend 
(RKJ), sympathisierende Organisation der IV. Internationale, versucht hier, der Aufforderung der 
Genossen zur Replik nachzukommen. 

Verrät die chinesische KP die Revolution? 

Diskussionsbeitrag zu Chinas (revolutionärer?) Außenpolitik 

Ohne Zweifel kann die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen China und den USA nicht 
an sich als Verrat an der Revolution angesehen werden; die Frage korrekt zu stellen, heißt, 
sie konkret zu stellen: Welche Interessen verbinden die USA mit diesen Manövern? Werden 
die Interessen der internationalen Revolution, hier vor allem der indochinesischen, dem natio- 
nalen Interesse an der Aufnahme normaler diplomatischer Beziehungen geopfert? War das 
Treffen gerechtfertigt zu diesem Zeitpunkt, auf dem Höhepunkt der Antikriegsbewegung in den 
USA, die — ebenso wie die Ausbreitung der revolutionären Bewegungen in der Welt — die ein- 
zig sichere Garantie bieten, China aus der Isolierung herauszuführen? Nicht zuletzt wird zu fra- 
gen sein, in welchen Kontext anderer Bezüge der chinesischen Außenpolitik der Empfang 
Nixons in Peking einzuordnen ist. 

TECHNIKER-KRANKENKASSE 
ERSATZKASSE FÜR DIE.TECHNISCHEN'BERUFE 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

AN ALLE TK-MITGLIEDER 

UND INTERESSIERTE: 

Ab sofort unterhält die TK in 

Baracke 2, Zimmer 34 
eine Beratungsstelle. Diese Stelle ist zur Zeit 

mittwochs von 10.00 bis 14.00 Uhr 
geöffnet. 
Sie können auch Ihre Wünsche schriftlich äußern und den dort angebrach- 
ten Briefkasten benutzen. 
Schon jetzt können Sie die Mitgliedschaft zum Beginn des nächsten 
Semesters beantragen. Sie erhalten auch jetzt schon die Mitgliedsbeschei- 
nigung für die Befreiung von der DSKV. 
Aufgrund satzungsmäßiger Bedingungen ist es für eine Aufnahme in die 
TK nicht erforderlich, daß Studenten z. B. beschäftigt sind. Studenten 
technischer Fachrichtungen können Mitglieder werden, weil sie studieren! 

Zum Niveau deutscher Parlamentarier 

Nach Ablehnen des Mißtrauensvotums 

Nimmt man den Wortlaut des 
veröffentlich tenKommuniques,dann 
hat die chinesische Führung einen 
offenen revolutionären Standpunkt 
verteidigt. Sie stellt fest: „Wo Un- 
terdrückung herrscht, gibt es Wi- 
derstand. Staaten wünschen Unab- 
hängigkeit, Nationen wünschen Be- 
freiung und Völker wünschen Re- 
volutionen. Dies ist zu einem Trend 
der Geschichte geworden, dem man 
nicht widerstehen kann. Alle Na- 
tionen, groß und klein, sollten 
gleich sein ... China wird nie eine 
Supermacht sein, und es lehnt Hege- 
monie wie Machtpolitik jeder Art 
ab ... Die chinesische Seite brachte 
zum Ausdruck, daß sie Vietnam 
und die Völker von Vietnam, Laos 
und Kambodscha in deren Streben 
nach Erreichen ihrer Ziele ent- 
schieden unterstützt." 

Man muß sagen: diplomatische 
Dokumente dieser Art ist man von 
der Sowjetunion seit Jahrzehnten 
nicht mehr gewohnt. 

In Moskau hat man es sich nicht 
nehmen lassen, die grausamen Bil- 
der des Krieges in Vietnam neben 
dem freundlichen Händedrücken 
von Chinesen und Amerikanern zu 
veröffentlichen. Vergessen war of- 
fenbar, daß, als Kossygin im Jahre 
1967 US-Präsident Johnson in 

— Iran (China unterstützt offen 
den Block der OPEC-Organisation 
der erdölexportierenden Länder —, 
die solche Länder wie Venezuela 
und den Iran umfaßt. Tschu En-lai 
empfängt die Schwester des Schahs 
in einem Augenblick, wo im Iran 
die Repression verschärft und mu- 
tige junge Maoisten gehängt wer- 
den; ihr Bruder wird als .antiim- 
perialistischer Kämpfer' gefeiert. In 
der gemeinsamen Erklärung zur 
Aufnahme diplomatischer Bezie- 
hungen zwischen China und dem 
Iran kann man lesen: „Die Regie- 
rung der V.R. China unterstützt 
entschlossen die kaiserliche Regie- 
rung des Irans in ihrem gerechten 
Kampf, um die nationale Unabhän- 
gigkeit und die Souveränität des 
Landes zu erhalten und die natio- 
nalen Bodenschätze zu schützen." 
Zwischen der Aufnahme .normaler' 
diplomatischer Beziehungen und 
der offenen Bürgschaft für das 
ultrareaktionäre Regime in Tehe- 
ran wird vielleicht auch der KSB/ 
ML einen Unterschied feststellen 
können). 

— Afrika (Kaiser Haile Selassie 
von Äthiopien wurde nach Peking 
eingeladen, während eine fürchter- 
liche Repression insbesondere in 
Erythrea wütet. Nach Äthiopien 
und Mauretanien hat China kürz- 

Auch DKP und Spartakus jubeln 
ob der „Abfuhr", die den schwarz- 
braunen Kräften erteilt worden sei, 
nun sei es an der Zeit und endlich 
möglich, die Ostverträge zu ratifi- 
zieren. Denn auch für DKP und 

Glassboro traf, noch mehr Bomben 
über Nord Vietnam niedergingen als 
heute. Unterschlagen wird, daß man 
Nixon in Kürze in Moskau erwar- 
tet. 

Vermutlich weiß der KSB/ML 
über den Verlauf der Gespräche 
nicht mehr als wir; wir verurteilen 
nicht, daß chinesische und amerika- 
nische Diplomaten miteinander 
sprechen, aber wir verurteilen die 
Geheimdiplomatie; wir verurteilen 
die Tatsache, daß die Massen in 
aller Welt über Zweck und Inhalt 
der Gespräche im Dunklen gelas- 
sen werden (immerhin müssen wir 
annehmen, daß der Zweck über die 
Herausgabe eines Kommuniques 
und die Besichtigung von Kultur- 
denkmälern hinausging). 

Die Genossen des KSB/ML mö- 
gen sich Gedanken darüber ma- 
chen, ob es materialistischer Ana- 
lyse entspricht, die Einschätzung 
der chinesischen Führung davon 
abhängig zu machen, ob man einen 
„Vertreter eines um seine Freiheit 
kämpfenden Landes ... äußerst 
freundlich begrüßt" („sie umarmen 
einander, wie Freunde es eben tun. 
Am Straßenrand stehen Hundert- 
tausende mit Fähnchen ..."). Ob es 
einer solchen Analyse nicht eher 
entspricht, die Bilanz der Wende in 
Chinas Außenpolitik zu ziehen: 

lieh ein neues „neutrales" Regime 
in Afrika entdeckt: Im Kommu- 
nique zur Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen mit Kamerun wird 
gesagt, daß das Regime von Kame- 
run ein nicht blockgebundenes sei. 
Das wird die Partisanen Kameruns 
gefreut haben, die mit ansehen 
mußten, wie ihr Führer Ernest 
Ouandie durch das Regime ermor- 
det wurde. Vermutlich hat die Pe- 
kinger Führung vergessen, daß hin- 
ter dieser .Blockfreiheit' Pompidou 
und Foccard (französischer Ge- 
heimdienstchef) stehen. Das jüngste 
Kleinod der chinesischen Diploma- 
tie ist der Sudan, wo China es für 
gut befand, großzügige Waffenhilfe 
einige Tage nach der Ermordung 
der führenden Mitglieder der KP 
zu gewähren — es handelt sich bei 
den Ermordeten ja auch nur um 
.Revisionisten'). 
— CEYLON (Es genügt, hier den 
Brief von Tshu En-lai an Frau 
Bandaranaike zu zitieren, der einen 
zinslosen Kredit von 150 Millionen 
Rupien (= 105 Millionen DM) be- 
gleitete: „... Wir freuen uns, daß 
dank der Anstrengungen Eurer 
Exzellenz und der ceylonesischen 
Regierung die chaotische Situation, 
die von einer Handvoll Leute, die 
sich selbst „Guevaristen" nennen 
und in deren Reihen sich ausländi- 

Spartakus steht fest, daß der 
Hauptangriffspunkt von Barzel und 
Strauß die Verträge der BRD mit 
der UdSSR und Polen waren, daß 
die „Friedens"politik der soziallibe- 
ralen Koalition gestoppt werden 

sehe Spione eingeschlichen haben, 
von ihr nun kontrolliert wird. Wir 
sind der Überzeugung, daß als Re- 
sultat von Eurer Exzellenz' Füh- 
rung und mit der Unterstützung 
und Hilfe des Ceylonesischen Vol- 
kes diese Akte der Rebellion, die 
von Reaktionären im In- und Aus- 
land angezettelt wurden, um den 
Interessen des ceylonesischen Vol- 
kes zu schaden, zum Scheitern ver- 
urteilt sind. ... Im Interesse der 
Freundschaft zwischen China und 
Ceylon und angesichts der Bedürf- 
nisse der ceylonesischen Regierung 
stimmt die chinesische Regierung 
entsprechend der Bitte der ceylone- 
sischen Regierung zu, einen Kredit 
über 150 Mill. Rupien ... zu ge- 
währen. ... Was andere Hilfe be- 
trifft, so lassen Sie uns bitte hören, 
wenn etwas nötig ist." 

Wir wollen nicht auf die Fülle 
weiterer Beispiele eingehen, insbe- 
sondere weil eine Reihe von ihnen 
einer längeren Analyse bedürften 
(z. B. Pakistan — Indien, Jugosla- 
wien, Rumänien). Schon die aufge- 
führten Beispiele, so meinen wir, 
machen deutlich, daß der eigentli- 
che Grund für die Unterschiede im 
außenpolitischen Verhalten von 
Moskau und Peking nicht in den 
inneren Qualitäten der maoistischen 
Führung zu suchen sind und noch 
weniger im „stalinistischeren" Cha- 
rakter Maos im Vergleich zu den 
Führern der sowjetischen Bürokra- 
tie. 

Die wesentliche Ursache für die 
Differenzen liegt vielmehr darin, 
daß der Imperialismus mit dem 
Kreml Beziehungen der friedlichen 
Koexistenz akzeptiert hatte, die er 
Peking noch verweigerte. Von dem 
Augenblick, wo der Imperialismus 
anfängt, die Absicht zu äußern, mit 
Peking Beziehungen der friedlichen 
Koexistenz, des Handelsaustauschs, 
ja sogar der guten Nachbarschaft 
aufzunehmen, ähnlich denen, die er 
mit Moskau unterhält, fängt eine 
der „Konstanten", die radikalere 
und „linkere" Haltung der maoisti- 
schen Bürokratie, an, zu verschwin- 
den. 

Nixon sucht ein „neues Genf"; er 
versucht, sich für den Wahlkampf 
als „Friedensfürst" zu präsentie- 
ren, als Vorkämpfer der Völker- 
verständigung. Aber der Krieg iri 
Vietnam geht weiter. Der Stand der 
Antikriegsbewegung in den USA 
und auf internationaler Ebene, das 
7-Punkte-Programm der FNL, die 
militärische Lage in Vietnam und 
die Wahlkampfsituation hatten für 
Nixon eine widerspruchsvolle und 
scheinbar ausweglose Situation 
geschaffen; die Trickkarte der Pe- 
kingreise kommt ihm gerade recht. 
Die Frage der Liberalisierung der 
Handelsbeziehungen ist dabei eben- 

sollte. 
Alle diese Argumentationen ha- 

ben — selbstverständlich liegt uns 
nichts daran, DKP und BILD in 
einen Topf zu werden — eines ge- 
meinsam: Sie verschleiern die ma- 
teriellen Hintergründe der Ostpoli- 
tik, sie geben Erscheinungsformen 
für das Wesentliche aus. 

Denn stimmt es überhaupt, daß 
die CDU/CSU die Regierung stür- 
zen wollte, um dadurch die Ratifi- 
zierung der Verträge zu verhin- 
dern? 

Analysiert man die materiellen 
Gründe, weshalb die „Friedenspoli- 
tik" in den letzten Jahren forciert 
wurde — und genau diese Analyse 
haben Materialisten zu leisten —, 
so wird die Antwort eindeutig: 
Auch die CDU/CSU ist für die Ver- 
träge (abgesehen von dem kleinen 
Teil wirklich faschistoider Abge- 
ordneter wie Hupka, Czaja, Zogl- 
mann u. a.). 

Denn diese Verträge wurden ge- 
schlossen, um den westdeutschen 
Kapitalismus weniger krisenanfäl- 
lig zu machen. Die zunehmenden 
Schwierigkeiten, den sich die kapi- 

so bedeutsam wie die Frage einer 
Übereinkunft über Vietnam. Welche 
Abkommen sind konkret getroffen 
worden? Welche Gewißheit hat der 
KSB/ML anzubieten, daß sich die 
maoistische Führung in diesen Fra- 
gen nach den Prinzipien des prole- 
tarischen Internationalismus ver- 
halten hat, da sie ihn doch im Iran, 
in Kamerun, im Sudan, in Ceylon, 
in Pakistan usw. gerade verraten 
hat? 
Es ist eine scheußliche Erfahrung, 
Recht zu behalten, wenn Tausende 
und Aber-Tausende Tote in diesen 
Ländern den Beweis darstellen; wir 
vermuten, daß es ebenso scheußlich 
ist, wenn Maoisten, die in den Jah- 
ren der Studentenbewegung mit in 
vorderster Front standen bei De- 
monstrationen gegen den Besuch 
des Schahs, heute ihrer selbstge- 
wählten Führung bei lebhaften Be- 
kundungen der Solidarität mit eben 
diesem Regime zusehen müssen. 

Genossen der Kommunistischen 
Partei Indiens (Marxisten-Lenini- 
sten) haben die Konsequenzen er- 
kannt. In einem Brief (Red Mole 
Nr. 36 vom 7. 2. 1972) schreiben sie: 

„Wir wurden betrogen, Genossen 
und Freunde, und wir wissen, daß 
wir eine deutliche Sprache prechen. 
Das „proletarische Hauptquartier" 
hat ganz und gar dem Opportunis- 
mus und dem Großmachtchauvinis- 
mus gefrönt, und wir, die wir bis 
vor kurzem feurige „Maoisten" wa- 
ren, sagen dies mit tiefster Sorge 
und Bestürzung. Wir fragen die 
maoistischen Missionare: erwartet 
ihr jetzt von uns, daß wir vor ein- 
fachen Leuten, deren Verwandte 
durch chinesische Kugeln getötet 
wurden, das Rote Buch zitieren? 
Erwartet ihr, daß wir Menschen 
den bewaffneten Kampf predigen, 
deren bewaffneter Kampf mit chi- 
nesischen Panzern konfrontiert 
wurde? Gentlemen, wir werden die 
Revolution nicht aufgeben, wie ihr 
behauptet, aber wir haben eine sehr 
bittere und grundsätzliche Lektion 
gelernt: eine revolutionäre Partei 
hat dem Volk gegenüber loyal zu 
sein und dem Marxismus gegen- 
über, und keinesfalls dieser oder 
jener Partei. 

Und wir werden den Ausverkauf 
des proletarischen Internationalis- 
mus an Leute vom Schlage Yahyas, 
Numeirys, Nixons und Bandaranai- 
kes nicht akzeptieren. Von Stalin an 
haben die sowjetischen Führer die 
Weltrevolution auf dem Altar ihrer 
chauvinistischen Außenpolitik ge- 
opfert. Wir können nicht erlauben, 
daß dies wiederum geschieht. Viel- 
leicht wird Allah uns sagen, warum 
unser großer Steuermann unser 
Schiff auf den Felsen führte und 
uns dann verließ. Aber wie jemand 
einmal sagte: große Männer brau- 
chen keine Gründe, sie überlassen 
sie den erfinderischen Köpfen ih- 
rer Apologeten. „Eine Attrappe ist 
und bleibt eine Attrappe, und die 
Maske muß heruntergerissen wer- 
den." Es ist eine scheußliche Ironie, 
daß wir jetzt der chinesischen Füh- 
rung die Maske herunterreißen 
müssen." 
Revolutionär-Kommunistische Ju- 

gend (RKJ) 

talistisch-imperialistische BRD ge- 
genübersieht, sollen überwunden 
oder zumindest gedämpft werden, 
indem man den riesigen Markt 
Osteuropas erschließt, um Waren 
und Kapital dorthin zu exportieren. 

Und genau hier haben die Ost- 
verträge ihre Funktion: sie bieten 
ein Mittel zur Konsolidierung und 
Fortsetzung des noch in den An- 
fängen stehenden Osthandels, sie 
waren Voraussetzung z. B. für das 
Zustandekommen des sowjetisch- 
westdeutschen Handelsabkommens, 
ohne sie passiert das, was Herbert 
Wehner so formuliert: „Und die 
Handelsströme gehen um uns her- 
um." (Südd. Zeitung vom 24. 4., S. 2.) 

Das haben auch Barzel, Strauß 
und ihre Mannen genau erkannt. 
Sie wissen, daß sie in absehbarer 
Zeit nicht in der Lage sein werden, 
auf militaristischem Weg die Er- 
schließung der Ostmärkte zu errei- 
chen, daher sind auch sie für den 
nicht offen-aggressiven Weg des 
Osthandels — abgesichert durch die 
Verträge. 

Und daher läßt sich auch der kon- 
struierte Widerspruch zwischen 
SPD/FDP und CDU/CSU nicht 
mehr halten. Schon vor der Ab- 
stimmung über das Mißtrauensvo- 
tum war klar, daß auch eine CDU- 
Regierung die Verträge ratifizieren 
würde; nicht umsonst verband die 
CDU/CSU den Antrag auf Abwahl 
Brandts nicht mit der Debatte über 
die Ostverträge, sondern mit der 
Aussprache über den Kanzlerhaus- 
halt; nicht umsonst erklärte Barzel 
schon lange vorher in Moskau, er 
würde ebenfalls die Verträge rati- 
fizieren, wenn die KPdSU nur mit 
der CDU/CSU verhandelte. 

Aber wem diese Indizien noch 
nicht Beweis genug waren, dem 
sollten die Ereignisse nach Ableh- 
nung des Mißtrauensvotum eigent- 
lich die Augen öffnen: 

Denn wie anders als oben darge- 
legt sind die Verhandlungen der 
Führer aller bürgerlichen Parteien 
über die Erarbeitung einer gemein- 
samen Resolution zur Außenpolitik 
zu verstehen; 

wie sonst lassen sich die Gesprä- 
che von CDU-Spitzenpolitikern mit 
hohen Beamten der sowjetischen 
Botschaft erklären; 

wie sonst läßt sich die Erklärung 
des CDU-Generalsekretärs Kraske 
einordnen, der sagte, er hoffe, die 
Fortsetzung der Spitzengespräche 
eröffne die Chance, „die Ostverträ- 
ge für alle zustimmungsfähig zu 
machen". Die CDU/CSU habe so- 
wohl mit dem konstruktiven Miß- 
trauensvotum als auch mit ihrer 
Ablehnung des. Kanzleretats das 
Ziel verfolgt, ein Scheitern der Ost- 
verträge im Bundestag zu verhin- 
dern (Frankf. Rundschau vom 2. 5., 
S. 4); 

wie sonst läßt sich die „begrenzte 
Große Koalition" in Bonn deuten? 

Aber dennoch bleibt die Frage: 
Weshalb dann dieses Spektakel im 
Bundestag? 

Spektakel im Bundestag 

Nicht um den Inhalt der Ostver- 
träge ging und geht es, sondern wie 
sie in der Öffentlichkeit verkauft 
und propagiert werden, oder, wie 
Schulze-Vorberg formulierte: Es 
komme auf die Durchführung der 
Verträge an und hierbei vor allem, 
„wer in Bonn regiert". (Südd. Zei- 
tung vom 6. 5., S. 3.) 

Denn während die SPD/FDP an 
die Friedenssehnsucht des deut- 
schen Volkes appelliert, kommt es 
der CDU/CSU darauf an, einen 
Sieg über die Russen zu erlangen, 
ihrem kleinbürgerlich-reaktionären 
Wählerpotential vormachen zu 
können, „die Roten mit den Ver- 
trägen in die Knie gezwungen" zu 
haben. Genau deshalb besteht die 
CDU/CSU bei den Verhandlungen 
mit der Regierung über eine ge- 
meinsame Resolution zur Außenpo- 
litik darauf, daß diese Resolution 
offiziell von der UdSSR bestätigt 
und akzeptiert werden müsse; der 
prozedurale Erfolg über die Sowjet- 
Union ist ihr Hauptinteresse, der 
Inhalt der Resolution ist dabei ver- 
gleichsweise unwichtig. 

Für die CDU/CSU ist ein solcher 
Erfolg unbedingt notwendig. Denn 
wenn sie wieder an die Macht kom- 
men will, ist sie gezwungen, klein- 
bürgerliche Schichten und faschisti- 
sches Potential zu mobilisieren, 
denn das ist ihre Massenbasis. Die 
Landtagswahlen in Baden-Würt- 
temberg haben das anschaulich ge- 
zeigt. 

Aber auch hier muß festgehalten 
werden, daß sich auch in der Frage 
der Propagierung des Anti-Kom- 
munismus grundsätzlich alle bür- 
gerlichen Parteien einig sind, denn 
der Kampf gegen Kommunisten ist 
notwendiger Bestandteil der kapi- 
talistischen Gesellschaftsordnung. 

Da es nach der „Annäherung" an 
den Osten nicht mehr so leicht 
möglich ist, den äußeren Feind her- 
aufzubeschwören („Die Kommuni- 
sten werden alle von Moskau be- 
zahlt!"), müssen nun die Kommu- 
nisten als innere Feinde hingestellt 
werden, die die Gesellschaft auf 
kriminelle Weise bedrohen. 

Die CDU/CSU versucht es aus 
Rücksicht auf ihre Massenbasis mit 
dem traditionellen Anti-Kommu- 

nismus und dem Ruf nach „Law 
and Order", während die SPD, die 
stärker auf ihre Massenbasis, die 
wesentlich immer noch in der Ar- 
beiterklasse zu sehen ist, Rücksicht 
nehmen muß, die Kriminalisierung 
und Unterdrückung der Linken mit 
einer Integrationspolitik zu verbin- 
den sucht. 

Prinzipiell aber sieht die SPD die 
Dinge wie die CDU: Maßnahmen 
wie Berufsverbote für Linke, der 
Ausbau des Bundesgrenzschutzes 
zur Bürgerkriegsarmee, die Zentra- 
lisierung der Polizeiapparate, Ver- 
schärfung der repressiven Auslän- 
dergesetzgebung, Baader-Meinhof- 
Hysterie usw. usf. sprechen da eine 
deutliche Sprache. 

Auf dem Hintergrund dieser 
Analyse kann erst eine Stellung- 
nahme zu den Vorgängen der letz- 
ten Wochen in Bonn abgegeben 
werden, die dem Anspruch soziali- 
stischer Politik gerecht werden 
kann. 

Auf dem Hintergrund dieser Ana- 
lyse wird klar, daß es nicht wesent- 
lich ist, für oder gegen die Verträge 
Stellung zu beziehen, gegen Barzel 
und für Brandt zu sein. 

Denn die objektive Diskussion 
der parlamentarischen Diskussion 
über die Ostverträge ist die Auf- 
wertung des bürgerlichen Parla- 
mentarismus. 

In der öffentlichen Meinung soll 
das Parlament als wichtigstes na- 
tionales Entscheidungsgremium an- 
gesehen werden. (Das BILD-Zitat 
am Anfang dieses Artikels spricht 
ja wohl für sich.) 

In einer Situation, in der sich für 
viele Arbeiter die Propagierung des 
Klassenfriedens und die Integrier- 
barkeit der Arbeiterklasse in die 
kapitalistische Gesellschaftsord- 
nung als Illusion erwiesen hat — 
siehe die zunehmende Streikbereit- 
schaft der Arbeiterklasse. —, war 
und ist es notwendig für den bür- 
gerlichen Staat, parlamentarische 
Illusionen zu erhalten bzw. zu ver- 
festigen. 

Daß dies zu einem beträchtlichen 
Teil gelungen ist, zeigten die I.- 
Mai-Kundgebungen, die in einen 
Kampftag für die kapitalistische 
Regierung Brandt/Scheel umfunk- 
tioniert wurden. 

Ein beträchtliches „Verdienst" er- 
warb sich in dieser Situation die 
DKP, die ihren bürgerlichen Cha- 
rakter und grenzenlosen Opportu- 
nismus offen zeigte: Aufgabe von 
Kommunisten war und ist es, die 
Illusionen der parlamentarischen 
Demokratie aufzuzeigen, die objek- 
tive Notwendigkeit der Ostverträge 
für das Kapital und die grundsätz- 
liche Übereinstimmung der bürger- 
lichen Parteien in dieser Frage 
deutlich zu machen und die Arbei- 
terklasse auf ihre wesentlichen 
Kampfpunkte gegen den Kapitalis- 
mus hinzulenken. 

Die DKP aber nutzte ihre propa- 
gandistischen Einflußmöglichkeiten 
dazu, die von den bürgerlichen Par- 
teien praktizierten Parlamentaris- 
musillusionen in der Arbeiterklasse 
zu verfestigen und sie von ihren 
eigentlichen Interessen abzulenken, 
die da sind: 

KAMPF GEGEN ZUNEHMENDE 
AUSBEUTUNG UND POLITISCHE 
UNTERDRÜCKUNG AM AR- 
BEITSPLATZ, IN DER SCHULE 
UND AN DEN HOCHSCHULEN! 

SAG 

Bilanz der chinesischen Außenpolitik 

Noch einmal: 

DIE OSTVERTRÄGE 

Der Versuch von Barzel und Strauß, in Bonn wieder an die Macht zu kommen und die Regierung 
Brandt/Scheel zu stürzen, ist vorerst gescheitert. Die liberale Presse jubelt über die wieder ein- 
mal bewiesene Funktionsfähigkeit des bürgerlichen Parlamentarismus. BILD knirscht zwar ob 
des Ergebnisses mit den Zähnen, aber auch hier das Hohe Lied der parlamentarischen Demokra- 
tie: BILD am 28. 4.: „Ein letztes Wort: Was sich gestern in Bonn ereignet hat, war ein Lehrstück 
und eine wunderbare Bestätigung der parlamentarischen Demokratie. Hier stimmte nicht eine 
Ja-Sager-Maschine nach dem Vorbild östlicher Diktaturen ab, hier rangen Männer und Frauen mit 
ihrem Gewissen, von Gefühlen bewegt, von Zweifeln gepeinigt. Dies war die Stunde des Par- 
laments. Es war auch die Stunde, in der dem ganzen Volk klar wurde wie nie zuvor: Die da in 
Bonn entscheiden, das sind unsere Vertreter, wir haben sie gewählt." 
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RELEAS? 

# Helga (18) fährt ohne Wissen der 
Eltern nach London. Schon auf dem 
Heath-Row Air Port wird sie von 
einem Taxi-Fahrer abgefangen, der 
sie in eine der unzähligen Abtrei- 
bungskliniken von London fährt. 
Am nächsten Tag steht sie wieder 
auf der Straße, erleichtert, wie sie 
meint. Erleichtert ist sie auf jeden 
Fall um fast 2000 Mark, den Flug 
noch hinzugerechnet. 

Durch einen Zufall trifft sie auf 
einen Mitarbeiter der Release-Or- 
ganisation in London. Er interes- 
siert sich für Helgas Geschichte. 
Eine kleine Nachforschung, und es 
stellt sich heraus, daß sie einem 
Schwindel unterlegen war. Der 
Arzt, Kapitalist vom Scheitel bis 
zur Sohle, steckte sich das Sümm- 
chen in die Tasche für einen sinn- 
losen Eingriff: Helga war nicht 
schwanger, sie litt nur unter der 
Einbildung, ein Kind zu bekom- 
men ... 
O John kommt nach Hause. Er fin- 
det seine Wohnung auf den Kopf 
gestellt. Die Polizei hat Briefe von 
ihm bei seinem Freund in Manche- 
ster gefunden, der wegen „drugs" 
verhaftet worden ist. Bis ins klein- 
ste Winkelchen ist die Wohnung 
durchwühlt worden. Eine kleine 
orientalische Pfeife war die einzige 
Ausbeute. Das genügte, um John 
und vier seiner Freunde mitzuneh- 
men. Vier konnten bald die Zelle 
verlassen, nur John nicht. Für ihn 
wollte niemand bürgen, da er ar- 
beitslos ist. Er wurde für längere 
Zeit festgehalten, obwohl der Rest- 
inhalt der Pfeife noch nicht analy- 
siert worden war ... 

Dies sind Fälle, bei weitem nicht 
so extrem, wie mancher annehmen 
möchte, mit denen sich „Release 

London" tagtäglich beschäftigt. 
Release bezeichnet sich selber als 

eine „Untergrundorganisation", die 
größte in England übrigens. Caro- 
line Conn und Rufus Harris grün- 
deten sie im Jahre 67, als die „drug 
scenery" sich auszubreiten begann. 
In England gab es unzählige Ver- 
haftungen wegen eines verschärf- 
ten Drogengesetzes. 

Release hatte sich zum Ziel ge- 
setzt, mit dem Drogenproblem fer- 
tig zu werden. Doch erkannte man 
bald, daß die „drug scenery" keine 
Einzelerscheinung war, sondern mit 
anderen gesellschaftlichen Proble- 
men in engem Zusammenhang 
stand wie beispielsweise die Ab- 
treibung. 

Release hat sich heute in drei Ka- 
tegorien aufgegliedert: Zu 38 Pro- 
zent beschäftigt sich die Organisa- 
tion mit Verhaftungen, zu 21 Pro- 
zent mit Abtreibungen und zu 41 
Prozent mit Beratung in juristi- 
schen und medizinischen Fragen. 
1970 waren es 3846 Fälle, die bear- 
beitet wurden, wöchentlich kamen 
rund 74 neue hinzu. 40 Prozent der 
Hilfesuchenden sind weiblich und 
60 Prozent männlich. 

Immer wieder ist der Vorwurf er- 
hoben worden, Release sei eine 
bourgeoise Organisation. Zahlen be- 
weisen das Gegenteil. 48 Prozent 
der zumeist Jugendlichen kommen 
aus der Arbeiterschicht. 

Unterstützt wird Release von 
freiwilligen Spenden, die zuweilen 
sehr spärlich fließen, so daß man 
im vorigen Jahr die Pforten für 
einen Monat schließen mußte. 

Release hat auch in Deutschland 
Fuß gefaßt, beschäftigt sich hierzu- 
lande nur mit dem Drogenproblem. 

Was die Londoner Release-Orga- 
nisation für Deutsche besonders in- 
teressant macht ist die Tatsache, 
daß sie in Abtreibungsfragen wei- 
terhilft. Sie hat Verbindung zu pri- 
vaten Kliniken, macht eine Verein- 
barung mit den Ärzten aus und 
setzt den Preis fest. Eine „normale" 
Abtreibung, d. h. innerhalb der 
ersten drei Monate kostet 80 bis 
100 Pfund. (1 Pfund ca. 8,30 DM.) 
In Härtefällen wird ein niedriger 
Preis vereinbart oder die Operation 
umsonst vorgenommen. 

41 Prozent der hilfesuchenden 
Mädchen und Frauen kommen aus 
dem Ausland, besonders aus Frank- 
reich. 

Sprachschwierigkeiten braucht 
keiner zu fürchten, denn einige der 
Mitglieder sprechen deutsch. 

Release bietet eine echte Alterna- 
tive zu Kurfuschern hierzulande 
und in England zu Ärzten, die mit 
der Not anderer Geschäfte machen. 
Ziel der Organisation ist es: Die 
Abtreibung risikolos und für jeden 
erschwinglich von Gynäkologen 
vornehmen zu lassen. 

Adresse: London W 9 
1, Elgin Avenue. 
Notruf, 24 Stunden, 603 8654. 
Zu erreichen mit den Buslinien 28 
und 31, oder mit der U-Bahn bis 
Westbourne Park. 

ESG Bochum 

Hinweise zum Programm in diesem Semester 

Pädagogische Projekte, Sozialisationstheorie und -praxis 
Kinderladenarbeit 
Fürsorgeerziehung 

Methoden der Gemeinwesenarbeit 
Kontakt: montags, 15 Uhr 

Theologischer Arbeitskreis: 
Neuere Ansätze einer Kirchentheorie 

montags, 20 Uhr 
Internationalismus / Dritte Welt 

donnerstags, 10 Uhr 

Semesterschlußgottesdienst: Sonntag, 2. 7.1972 

Ort: Baracke 8, hinter dem Rubpub, Lennershofstraße 66 
Telefon 701465 

Informationen täglich zwischen 10 und 14 Uhr 

Räume für Entspannung, Studienarbeit, 

Gruppenarbeit 

TRAMPEN 

Die armen und 

die reichen Leute 
Verdammt schwierig wird es, einen 
Lift von der Uni zur Stadt zu krie- 
gen. Kürzlich stand ich doch tat- 
sächlich von 17.30 bis 18.15 Uhr am 
GC-Gebäude, den Daumen in die 
Luft gereckt. 

Nicht zu fassen, aber wahr: Rund 
100 Autos fuhren an mir vorbei. 

Einige Fahrer deuteten immerhin 
an, daß sie nicht weit führen, ein 
Mitnehmen sich also nicht lohne 
Aber das waren, wie gesagt, nur 
einige. 

Die meisten guckten starr gera- 
deaus, als ob sie sich schämten, dem 
armen Tramper in die Augen zu 
sehen. Allem Anschein nach hatten 
die meisten auch Grund dazu, be- 
treten zu sein, denn sie fuhren völ- 
lig allein. 

Wiederum andere, und die haben 
mich ganz schön auf die Palme ge 
bracht, grinsten hämisch und wink 
ten frech. 

Ganz und gar nicht konnte ich die 
verstehen, die einen roten Punkt 
an der Scheibe hatten und trotz- 
dem nicht anhielten. 

Kommilitonen, so kann es nicht 
weitergehen! Nicht jeder hat das 
Geld, um sich ein Auto zu kaufen, 
nicht jeder kann sich eine Straßen- 
bahnkarte leisten. Viele Tramper 
stehen gewiß aus diesem Grund am 
Straßenrand. 

Man wird tagtäglich schon genug 
frustriert durch diese „wunderschö- 
ne" Bochumer Uni, durchs Studium, 
durch engstirnige Profs. Es sollte 
doch damit eigentlich genug sein. 

Ich glaube, so mancher würde an- 
halten, wenn er das Gefühl kennen 
würde, wie „angenehm" es ist, län- 
gere Zeit an der Straße zu stehen 
und Abgase schlucken zu müssen. 

STUDIENKREIS FILM 
10. Mai 
Sergej M. Eisenstein: QUE VIVA MEXICO, 1931-32 
Workshop über Eisensteins unvollendeten Film. Ein sechsteiliges Epos 
über Liebe und Tod, Gegenwart und Vergangenheit, Feudalismus und 
Revolution. Wäre wohl Eisensteins bedeutendster Film geworden; sein 
Scheitern gilt als „größte Tragödie in der Filmgeschichte". 
Nur 17.00 h: 
Ungeschnittenes Drehmaterial, etwa ein Zehntel des belichteten Ma- 
terials, zusammengestellt von Jay Leyda. Eine einmalige Gelegenheit, 
Eisenstein bei der Arbeit zuzusehen. Westdeutsche Erstaufführung. 
Dauer: 3Vz Stunden - aber man kann auch erst um 18 h kommen. 
Nur 20.30 h: 
UNTER MEXICOS SONNE (Time in the Sun). Verleihfassung 1939 von 
Eisensteins Cutterin Marie Seton. Aufschlußreich der Vergleich und die 
Möglichkeit, auf das ursprüngliche Konzept rückzuschließen. 
17. Mai 
Fred Quimby: TOM UND JERRY - RÄUBER UND GENDARM, auch 
Nachtvorstellung, 22 Uhr! (steht nicht im Programm). 
18. Mai 
Cinema Phantastique IV 
Nur 18.00 h: 
Rupert Julian: DAS PHANTOM DER OPER, USA 1925, Tonfassung. 
Berühmter Horror-Film mit Lon Chaney, In den Kellergewölben der 
Pariser Opera haust ein Ungeheuer . . . Verliese und Kanäle . . . eine 
gestörte Opernaufführung .. . und die verzweifelte Liebe. 
Nur 20.30 h: 
Paul Leni: DER MANN, DER LACHT, USA 1928, Tonfassung; 
nach Victor Hugos L'homme qui rit mit Conrad Veidt. Der junge 
adlige Erbe wird in einer Kaspar-Hauser-Existenz gehalten, in die 
Eiserne Jungfrau gesperrt, aber es naht der Tag der Rache. 

Solidarischer Kampf 

für Jose Cumplido 

Unser Kampf zusammen mit den ausländischen Arbeitern des 
Opel-Ausländerheims für Jose Cumplido geht weiter. 

Genossen, wenn Ihr in den Un- 
tergrund gehen wollt, Euch die 
Bullen nicht erwischen sollen, geht 
zu den Binnenschiffern, dort seid 
Ihr sicher. 

Was mich zu diesem Tip inspi- 
rierte, waren die zynischen Erklä- 
rungen des Polizeibeamten Wasch- 
kowitz vom Schutzbereich Ost bei 
der Solidaritätsdemonstration für 
den spanischen Genossen Jose 
Cumplido im Opel-Ausländerheim 
am 29. 4. 

Was war der Anlaß für diese So- 
lidaritätskundgebung, zu der der 
AStA aufgerufen hatte, an der Ge- 
nossinnen und Genossen der Be- 
triebsgruppen des KSB/ML, der 
SAG, SHB/SF, von 883, der Pro- 
jektgruppe Gastarbeiter, des KSV 
und andere teilnahmen? 

Jose Cumplido hatte am 25.4. 
mit anderen spanischen Kollegen 
gegen die unhaltbaren Zustände im 
Opel-Ausländerheim protestiert 
(vier Personen in 12 qm „großen" 
Zimmern). 

Vom Heimwart als „Rädelsfüh- 
rer" verpfiffen, wurde er verhaftet; 
seitdem ist er verschwunden. Um 
zu verhindern, daß er nach Franco- 
Spanien abgeschoben wurde, wo 10 
bis 15 Jahre Zuchthaus auf Betei- 
ligung an Demonstrationen stehen, 
riefen die oben angeführten Grup- 
pen zur Demonstration auf. Da ver- 
sehentlich nicht allen Demonstra- 
tionsauflagen nachgekommen wor- 
den war, mußte die Demonstration 
auf dem Gelände des Ausländer- 
heims formell aufgelöst werden. 

Jose Cumplido wurde polizeilich 
dem Ausländeramt vorgeführt, ist 
aber seitdem verschwunden. Seinen 
Paß mit einer verlängerten Aufent- 
haltsgenehmigung könne er sich je- 
derzeit abholen. Man wisse aber 
nicht, wo er sich momentan aufhal- 
te. Waschkowitz forderte uns 
freundlich auf, der Polizei bei der 
Suche nach ihm behilflich zu sein. 
Da er ein Zertifikat als Binnen- 
schiffer habe, werde er wahrschein- 
lich dieser Betätigung nachgehen. 

Wenn uns Waschkowitz damit 
verarschen will, kann er uns leid 
tun; denn es ist allgemein bekannt, 
daß gerade das Binnenschiffahrts- 
personal regelmäßig polizeilich 

kontrolliert wird. Wahrscheinlich 
hat Waschkowitz aufgrund einer 
polizeilich erfolgten Freud'schen 
Fehlleistung das Binnenschiffahrts- 
zertifikat mit einem Franco- 
Zwangsfreiflug des Ausländeram- 
tes verwechselt. 

Angenommen, der Genosse 
Cumplido würde mittlerweile schon 
woanders arbeiten, so hätte er min- 
destens seine einlagernden Sachen 
beim Ausländerheim abgeholt. Was 
das Ausländeramt betrifft, zustän- 
dige Referenten ließen sich — wie 
vorauszusehen war — an diesem 
Tag nicht erreichen. 

Was den KSV betrifft, so zeigte 
er sich wieder einmal von seiner 
sektiererischen Seite, ließ erklären, 
Cumplido sei zu Recht des Wohn- 
heims verwiesen, und die KSV-Ge- 
nossen verließen vorzeitig die 
Kundgebung, die im Saal des Aus- 
länderheims stattfand. 

Zu würdigen sei hier noch die 
Entschlossenheit der spanischen 
Genossen, die trotz der für sie 
schwierigen Situation in der BRD 
solidarisch für Cumplido eintraten. 

Das letzte Wort, Herr Waschko- 
witz, ist in dieser Angelegenheit von 
uns, den ausländischen und deut- 
schen Genossen Cumplidos, noch 
nicht gesprochen. 

Der Kampf für Jose Cumplido 
hat erst begonnen. 

DEUTSCHE UND AUSLÄNDI- 
SCHE ARBEITER: EINE KLASSE 
— HOCH DIE INTERNATIONALE 
SOLIDARITÄT. 

Studentische Literatur 

KUNST 

& 

BÜCHER 

SCHEUNE 
Bochum, Lennershofstraße 156 
hinter der alten Mensa 

Schon wieder nix . 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen... 

Reparaturen an allen fiufos 

9 schnell pfeimerf 

C. M. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 

Telefon 1 4336 

Service, Verkauf 

Ersatzteillager 

Wir reparieren — und tauschen nicht nur aus! 

INSTITUT FUR KONTAKTLINSEN 

CCltpher 
Kleinstlmsen 

angenehm zu tragen 
unsichtbar • unzerbrechlich 

BRILLEN Jf-agem OMAt 

SUDRING 20 

RATSCHLAG FÜR KINOGANGER 

von Busby 

annehmbar - STUDIO 
Alan J. Pakula: KLUTE, 1970, mit Jane Fonda (1. Oscar) und Donald 
Sutherland (aus M.A.S.H.). Eigentlich ein Reißerstoff wie bei Hitchcock 
Pathologe begeht Sexualmorde). Er wird aber ganz von außen aufge- 
rollt, sehr langsam, (im ersten Drittel fast zäh) und in ruhigen Arrange- 
ments, die sich so gleichgültig geben, daß man hinter ihnen beinahe 
das Kalkül, nach dem sie gebaut sind, übersieht. Erst allmählich wird 
man mit den — ausgezeichneten — Darstellern warm wie diese mitein- 
ander, bekommt die Story Kontur und Spannung. Kein Spektakel, 
keine im Schrei entsetzt aufgerissenen Mäuler verpatzen die wachsende 
Intensität dieser fremdartigen und doch rührenden Nutten- und Detek- 
tiv-Geschichte, die Einblicke freilegt in den unmenschlichen und 
lebensfeindlichen Kosmos New York. 

abzulehnen — STUDIO (nach „Klute") 
Arthur Penn; WER GEWALT SÄT (Straw Dogs). Junger Intellektueller 
(Dustin Hoffmann) wird von „rückständiger" Dorfgemeinschaft aus- 
geschlossen, terrorisiert, die Frau wird vergewaltigt. Endlich, bei der 
letzten Schlacht, aktiviert er Gelehrtenwitz gegen den „Mob" und 
brennt und sengt nun seinerseits. Die Bedingungen von Feindschaft 
und Aggression stehen unreflektiert als Vorgegebene fest; den Be- 
schauer überkommt die endlich anlaufende Gegenaktion wie eine 
Erlösung, er verläßt das Kino mit der Aufforderung: gehe hin und tue 
desgleichen. Faschismus-Welle. 

sehenswert — STUDIO — nur 18. 5. 
Elia Kazan: JENSEITS VON EDEN (East of Eden, nach John Stein- 
beck), Melodram, 1955, mit James Dean. Fackelzeichen der ersten, 
freilich durch Kommerz und mangelndes Bewußtsein fehldeterminierten 
Bewegung von Jugendlichen gegen Elternhaus und andere angemaßte 
Autorität. Selbst die abwiegelnde Grundhaltung dieser Filme wird 
schon durch eine einzige der saloppen, Freiheit zugleich fordernden 
und verwirklichenden Gesten Jimmy Dean's denunziert. — Einiges 
erscheint heute outdated, dafür hat kein Lehrlingsfilm einen solchen 
Schauspieler, der allein durch sein Auftreten die Vision von Befreiung 
nicht nur gegen die kommerzielle Dramaturgie, sondern auch gegen 
die schlechte antikommerzielle durchsetzt. 

Premiere - INTIMES — ab 19.5. 
Roman Polanski: MACBETH. Allem Vernehmen nach groß, teuer und 
blutig. 

kolossal - ATLANTIS - 19. 5. 
Michael Curtiz: SINUHE, DER ÄGYPTER, 1954, mit Victor Mature. Jean 
Simmons. Hollywood-Spektakel über die theologische Frage: Mono- 
oder Polytheismus. Vic Mature ist eigentlich immer gut. 

STUDIO-nur 25.5. 
In Originalfassung: Polanski's THE FEARLESS VAMPIRE KILLERS. 
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Taktik der Hochschuflehrer 

in der Satzungskommission 

In der Arbeit der Satzungskommission beginnt sich eine Entwicklung anzubahnen, die manchem 
Mitglied aktuell die Frage stellt, ob eine Weiterarbeit überhaupt auch nur den geringsten Sinn 
hat. 

Kongreß gegen politische 

Unterdrückung in Berlin 

Die Hexenjagd auf Linke in Betrieben, Schulen und Hochschu- 
len ist mit Hochtouren angelaufen. Der Einspruch gegen die 
Berufung Mandels, seine Abschiebung, das Vorgehen gegen 
Lefevre in Berlin etc., all diese, wenn überhaupt bekanntgewor- 
denen Fälle, sind nur die Spitze eines Eisberges. Inzwischen 
müssen nach den Vorstellungen der Innenminister sämtliche 
auch nicht beamtete Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
analog zum Beamteneid, eine Loyalitätserklärung zum beste- 
henden Staat, also zu bestehenden Eigentums- und Produk- 
tionsverhältnissen abgegeben. 

Verbotene Begriffe 

Funktion 
der Satzungskommission 

Laut Auftrag des Hochschulgeset- 
zes NRW hat jede Hochschule die 
Aufgabe, eine Satzung zu erarbei- 
ten. Eine solche Satzung beinhaltet 
Vorschriften über Strukturen der 
Universität, beispielsweise Organi- 
sation der Selbstverwaltung, Haus- 
haltswesen, Aufgabenstellung der 
Universität, Regelung von Zustän- 
digkeiten, Paritäten usw. usf. 

Die Erarbeitung einer solchen 
Satzung ist Aufgabe der sogenann- 
ten Satzungskommission (SKS), die 
mit 3 Hochschullehrern, 3 Assisten- 
ten, 3 Studenten und 1 nichtwis- 
senschaftlichem Mitarbeiter besetzt 
ist, kurz: im Verhältnis 3:3:3:1. 

Die SKS legt eine ausgearbeitete 
Hochschulsatzung dem sogenannten 
Satzungskonvent (SKV) vor, der 
an der RUB vom 6. — 8. 6. gewählt 
wird (die Wahlaufrufe hängen 
schon aus!). Lt. Bochumer Wahl- 
ordnung umfaßt der Satzungskon- 
vent 60 Mitglieder im Verhältnis 
4:2:3:1, also 24 Profs, 12 Assisten- 
ten, 18 Studenten und 6 nichtwis- 
senschaftliche Mitarbeiter. 

Der SKV beschließt mit 2/3- 
Mehrheit die neue Hochschulsat- 
zung, in die bestimmte Regelungen 
des Hochschulgesetzes NRW 
(HSGNRW) eingearbeitet sein müs- 
sen, beispielsweise prinzipielle 
NichtÖffentlichkeit von „Kollegial- 
organen auf der Zentralebene" (al- 
so Konvent — entspricht dem jet- 
zigen Uniparlament — und Senat), 
Wahlquoren (Repräsentation in den 
Gremien wird von der Wahlbetei- 
ligung abhängig gemacht) etc. An- 
schließend muß die Satzung vom 
Minister in Düsseldorf genehmigt 
werden. 

Bleibt zur Information nur noch 
zu sagen, daß im günstigsten Falle 
4 Professoren einer einigermaßen 
progressiven Satzung zustimmen 
müssen, vorausgesetzt, die anderen 
3 Mitgliedsgruppen stimmen ge- 
schlossen dafür. Was mit der Sat- 
zung beim Ministerium geschieht, 
dürfte angesichts der NRW-Pla- 
nungstendenzen zu erahnen sein. 

Vorgehen und Vorstellung 
der assistentischen und 
studentischen Fraktion 

Doch zu den aktuellen Eriegnissen: 
Innerhalb der Satzungskommission 
stellte sich die Arbeit zunächst so 
dar: Der Aktionsrat, Relikt aus den 
Zeiten des Staatskommissars, erar- 
beitete Sitzung für Sitzung eine 
Vorlage für die Fraktion der As- 
sistenten und Studenten in der Sat- 
zungskommission. Nach Abstim- 
mung in den Fraktionen wurde in 
der Regel der Satzungskommission 
ein Paper zur Diskussion vorgelegt. 
Alle vorgelegten Papers gingen da- 
von aus, daß in einer neuen Sat- 
zung der (in der jetzt gültigen Uni- 
Verfassung verbal erwähnte) 

Grundsatz der Transparenz der 
Entscheidungsfindung und der 
Gleichberechtigung aller in der Uni 
vertretenen Mitgliedergruppen 
einen organisatorischen Nieder- 
schlag finden müsse. 

Dieses Konzept bedeutet nicht — 
zumindest für die Sozialisten in der 
SKS — einen Schritt zur „Demo- 
kratisierung der Universität, son- 
dern die institutionelle Absiche- 
rung der Bedingungen politischer, 
gesellschaftlich - emanzipatorischer 
Arbeit an der Universität, eine Ab- 
sicherung gegen Ordinarienwillkür 
und Zentralplanifikation. 

Verzögerungstaktik 
der Professoren 

Diese Papers — gewiß zum Teil 
diskussionsbedürftig — waren, zu- 
mindest zuzeiten der Mitglied- 
schaft des Professors Anweiler, Ge- 
genstand totaler Problematisie- 
rung, vieler spitzfindiger Gedanken 
für und wider, die schließlich in 
dem Vorschlag einzumünden pfleg- 
ten, Scharen von Gutachten und 
Gutachtern hinzuzuziehen. Gutach- 
ten sind ja nun an sich nichts 
Schlechtes. Aber: die Satzungskom- 
mission arbeitet unter der Andro- 
hung eines Satzungsoktrois, d. h. 
wegen Überschreitung der im 
HSGNRW für die Erarbeitung der 
HS-Satzungen gesetzten Frist kann 
der Wissenschaftsminister von NRW 
jederzeit eine Satzung per Erlaß 
verordnen. 

Herr Anweiler hat also — so 
scheint es zumindest — nicht auf 
Grundlage der UP-Beschlüsse, „auf 
jeden Fall ein Oktroi zu verhin- 
dern", gearbeitet. Die These von 
der Verzögerungstaktik der Dozen- 
tenschaft (Sympathisantenorganisa- 
tion des BFdW an der RUB, in der 
70 Prozent der HS-Lehrer organi- 
siert sind), die die HS-Lehrer der 
SKS steuern, erhärtet sich nach der 
Anweiler-Epoche. 

Zunächst gab es nämlich ein kur- 
zes Zwischenspiel mit Prof. Hin- 
rinchsen, der — wenn auch recht 
kontrovers — so etwas wie kon- 
struktive SKS-Arbeit leistete. Nach 
relativ kurzer Zeit jedoch resig- 
nierte Hinrichsen, und zwar lt. 
Brief an den SKS-Vorsitzenden 
Müller u. a. auch aufgrund des 
nicht möglichen Konsensus unter 
den HS-Lehrern. 

Nach dem Interregnum Hinrich- 
sen gibt es nun, um im Bild zu blei- 
ben, eine Anarchie: Die Hochschul- 
lehrer verzichteten über mehrere 
Sitzungen auf ihren dritten Vertre- 
ter; Dachs und Sandrock sahen und 
sehen offenbar ihre Aufgabe primär 
darin, die Beschlüsse der SKS- 
Mehrheit der Assistenten, nichtwis- 
senschaftlichen Mitarbeiter und 
Studenten mit Sondervoten zu spik- 
ken, die teilweise nicht begründet 
werden konnten, es sei denn — 
endlich in dankenswerter Offen- 
heit — mit „berechtigten HS-Inter- 
essen". 

Der Satzungsentwurf 
der HS-Lehrer 

In der 11. o. Sitzung nun lief die 
Diskussion etwa so ab (es ging um 
die Paritäten in den Fachbereichs- 
versammlungen) : 

Vorschlag Dachs: 3:3:3:1 
(wozu man erwähnen muß, daß 
Dachs standesbewußt die Assistenz- 
professoren natürlich zu den As- 
sistenten zählt und darüberhinaus 
verlangt, daß 50 Prozent der Stu- 
dentenvertreter Graduierte und 
Doktoranden sein müssen.) 

— Diskussion — 
Vorschlag Personal: 1:1:1:1 
— Diskussion — 
„Kompromiß" Vorschlag Dachs: 

4:2:2:1 
— Diskussion — 
„Kompromiß"vorschlag Sand- 

rock: 4:2:2:2. 
Schließlich rückte Sandrock damit 

heraus, daß die Dozentenschaft 
(sog. „Nat.Wiss.-Gruppe" um Pflei- 
derer) einen eigenen Satzungsent- 
wurf hätte, den sie auf jeden Fall 
vorlegen werde. Daraufhin stellte 
sich den übrigen SKS-Mitgliedern 
die Frage, ob die ganze bisherige 
Arbeit, die durch ein Ringen um 
Kompromisse mit den HS-Lehrern 
gekennzeichnet war, für die Katz 
war. Bis zum Ende der Sitzung 
konnte nicht eindeutig geklärt wer- 
den, unter welchen Bedingungen 
die SKS arbeitet. 

Strategische Prof-o-kation 
Die Strategie der HS-Lehrer 
(sprich „der Dozentenschaft") 
scheint folgendermaßen zu laufen: 
1. Verzögerung der Satzungsdebat- 
te in der SKS, um einen — ihnen 
genehmen — Oktroi aus Düsseldorf 
zu forcieren (die Satzungen sollen 
in Düsseldorf schon in der Schubla- 
de bereitliegen); 
2. Weiterführung der Satzungsde- 
batte im Satzungskonvent durch 
Einbringung neuer Vorschläge dort 
und damit weitere Verzögerung. 
3. Die Vorstellungen der Assisten- 
ten und Studenten sollen durch die 
Mitarbeit der HS-Lehrer verwäs- 
sert, also zu einem Kompromißent- 
wurf entschärft und dann als Sat- 
zungsentwurf der SKS dem SKV 
vorgelegt werden. Dort wird er den 
„linken" Gegen-Pol zu einem „rech- 
ten", im SKV vorgelegten HS-Leh- 
rer-Entwurf bilden; aus diesen 
Entwürfen soll wiederum ein Kom- 
promiß entstehen. In Verbindung 
mit der Verzögerungstaktik kann 
die Dozentenschaft dabei nur ge- 
winnen. 

Die HS-Lehrer sollten sich dar- 
auf einstellen, daß die anderen 
Fraktionen in der SKS angesichts 
einer solchen Taktik einen schärfe- 
ren, weniger kompromißbereiten 
Kurs werden steuern müssen. 

Wenn die Dozentenschaft die gro- 
ße Konfrontation erst im SKV ein- 
leiten will, sollte sie die Arbeits- 
kraft ihrer Protagonisten nicht un- 
nütz in der SKS verschleißen. 

Der neu gewählte Präsident des 
Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie (BDI), Hans Günther Sohl, 
beklagte auf seiner ersten Presse- 
konferenz, daß „die Unternehmer 
in bedenklichem Maße von der 
Substanz leben". 

Es komme jetzt darauf an, daß 
„die Löhne sich schnellstens wieder 
an der Produktivität orientieren". 

Die Bundesregierung hat die 
Absicht Baden-Württembergs 
begrüßt, künftig Unterricht über 
Landesverteidigung an den 
Schulen zu erteilen. Die gleiche 
Absicht soll in dem geplanten 
„Zivilverteidigungsweißbuch" 

der Bundesregierung bundes- 
einheitlich ausgesprochen wer- 
den. 

In einer in Bonn veröffent- 
lichten Erklärung zu den De- 
monstrationen gegen den Er- 
laß des Kultusministeriums in 
Baden-Württemberg betonte 
die Bundesregierung, daß die 

Sohl betonte die „parteipolitische 
Neutralität" des BDI. 

Diese ende jedoch genau dort, 
wo der Begriff vom „Ertrag" oder 
„Gewinn" mit dem „Schlagwort" 
Profit belegt wird. 

Der Kampf gegen die wachsen- 
den antikapitalistischen Kräfte soll 
damit nicht nur mit Berufs-, son- 
dern auch mit Wortverboten geführt 
werden. 

Demonstranten aufgrund ein- 
seitiger Informationen das ei- 
gentliche Ziel des Erlasses ver- 
kennen würden. Bundeskanz- 
ler Willy Brandt sei bei seiner 
Anregung an die Ministerprä- 
sidenten, Probleme der Lan- 
desverteidigung im Sozialkun- 
deunterricht zu behandeln, da- 
von ausgegangen, daß bei der 
jungen Generation Verständnis 
für die Notwendigkeit einer 
ausreichenden Verteidigung als 
Voraussetzung jeder Entspan- 
nungspolitik geweckt werden 
müsse. 

Sämtliche Einstellungsverfahren 
laufen über das Bundesinnenmini- 
sterium. Dementsprechend wird 
auch der Personalstand des Verfas- 
sungsschutzes verdoppelt. 

Ausgehend davon, daß die soziali- 
stische Bewegung in Westdeutsch- 
land und West-Berlin eine Antwort 
auf die zunehmenden Aggressionen 
des bürgerlichen Klassenstaates ge- 
ben muß, schien dem Kongreß über 
politische Unterdrückung in West- 
Berlin am 24. 4. — 26. 4. 1972 eine 
zentrale Bedeutung zur Erarbeitung 
von Strategien zuzukommen. 

Die Notwendigkeit der Verein- 
heitlichung der linken Gruppen — 
zumindest an diesem Punkt — spie- 
gelt sich in der Zusammenset- 
zung des Kongreßkomitees wider 
(MLHs, GIM, Sozialistisches Zen- 
trum Berlin). 

Wenn man auch nicht erwarten 
konnte, daß es den an der Vorbe- 
reitung arbeitenden Gruppen gelin- 
gen würde, konkrete Schritte für 
den Kampf gegen die politische Un- 
terdrückung anzugeben, so war es 
doch bedauerlich, daß die Funktion, 
die Aufgabenstellung und letztlich 
auch die Beschränktheit eines sol- 
chen Kongresses vorher nicht aus- 
diskutiert wurde und daß eine sol- 
che notwendige Diskussion keinen 
Niederschlag im Ablauf des Kon- 
gresses gefunden hat. 

So wurde zwar von den Referen- 
ten Agnoli, Brückner, Seiffert, Alt- 
vater, Walraff, Brentano u. a. die 
Situation im Ausbildungswesen, im 
Betrieb, in der Presse dargestellt, 
wurden mehr oder weniger richtig 
die objektiven Bedingungen und 
Gesetzmäßigkeiten dieser Entwick- 
lung abgeleitet, jedoch wurde es 
nicht geleistet, konkrete Maßnah- 
men anzugeben oder wenigstens 
Etappen zur Erarbeitung einheit- 
licher politischer Unterdrückung in 
Betrieb, Schule und Hochschule. 

Das völlige Scheitern der Diskus- 
sion zur Strategiebildung liegt auch 
nicht allein am Auftreten des KSV, 
der mit 5 bis 6 Redebeiträgen hin- 
tereinander halt nur seine Agenten- 
theorie zum besten gab („Ihr seid 
ja alle bezahlt vom Senat und von 
Kreibich!") und mit der mannigfa- 
chen „Verabschiedung" seiner zen- 
tralen Parole „Kampf dem Abbau 
der demokratischen Rechte des 
Volkes" und dem verbalen Bündnis 
mit der Arbeiterklasse den Kampf 
führen wollte. 

Vom Kongreßkomitee wurde es 
versäumt, vorher mit den relevan- 
ten Gruppen auch in Westdeutsch- 
land über die Funktion dieses Kon- 
gresses zu diskutieren. 

Es hätte Klarheit darüber beste- 
hen müssen, daß auf dem Kongreß 
nur Angaben gemacht werden kön- 
nen, an welchen inhaltlichen Punk- 
ten gemeinsam gearbeitet werden 
kann und welche organisatorischen 
Schritte zu dieser gemeinsamen in- 
haltlichen und später darüber hin- 
aus konkret politischen Arbeit ein- 
zuleiten sind. 

Welche Punkte müßten 
geklärt werden? 

Wir müssen uns zuerst Klarheit 
darüber verschaffen, daß die Maß- 
nahmen der politischen Unterdrük- 
kung nicht beschränkt sind auf den 
Ausbildungssektor, sondern daß die 
Hauptstoßrichtung in den Produk- 
tionsbereich weist, gegen die Ar- 
beiterklasse als revolutionäres Sub- 
jekt. Lohnraubpolitik, zunehmen- 
der Bullenterror, Friedenspflicht im 
BVG und Ausbau des Bundesgrenz- 
schutzes zur Bürgerkriegsarmee 
sprechen da eine deutliche Sprache. 

Deshalb kann die Frage nach den 
Maßnahmen gegen die Unterdrük- 
kung nicht allein durch Suchen nach 
Schutzmaßnahmen im eigenen Be- 
reich der Schule und Hochschule 
gelöst werden, sondern nur offensiv 
im Bündnis mit der Arbeiterklasse 
im Kampf für die sozialistische 
Revolution. 

D. h. für uns nicht, daß wir keine 
Bündnispolitik mit fortschrittlichen 
Studenten, Assistenten und Dozen- 
ten betreiben, daß wir nicht fort- 
schrittliche Kräfte an den Wider- 
sprüchen zwischen Ansprüchen und 
Handlungsweise der Bourgoisie 
mobilisieren werden. 

Wir dürfen jedoch nicht diese 
moralische Entrüstung über Ver- 
fassungsanspruch einerseits und 
Verfassungswirklichkeit anderer- 
seits als solche belassen und für 
einen abstrakten Demokratiebe- 
griff kämpfen, wie es die DKP 
macht. Wir müssen erkämpfte Po- 
sitionen, die Stützpunkte sind für 
unseren weiteren Kampf, mit allen 
Kräften verteidigen, dürfen jedoch 
nicht die Illusionen der Demokra- 
tie losgelöst von den Produktions- 
verhältnissen weiter nähren. 

Daniel, 5 Monate, sucht aus prak- 
tischen und emanzipatorischen 
Gründen Altersgenossen zur Ge- 
staltung seiner ersten Lebens- 

jahre. 

Kannenberg 
46 Dortmund 

Rheinische Straße 231a 

Satzlingskommission hin, Satzungskommission her, es gibt auch noch andere Dinge im Leben. 

Gruppenarbeit im sozialen Bereich 

Die Arbeit im sozialen Bereich wird im allgemeinen von sozialistischen Gruppen je nach ihrer 
ideologischen Linie entweder als nicht relevant für den Klassenkampf radikal abgelehnt oder als 
Freizeithobby betrieben. Viele Zirkel ziehen sich auf theoretische sozialistische Arbeit zurück, 
widmen sich aber, um dem Vorwurf der Praxisfeindlichkeit auszuweichen, an irgendeiner ent- 
legenen Stelle des Sozialbereichs einem kleinen Legitimationsprojekt. 

Da das aber ebensowenig genügt, 
wie sozialistische Berufspraxis an 
irgendeinem fortschrittlichen Insti- 
tut an der Universität zu haben, 
oder als Soziologe oder Sozialarbei- 
ter in einer autoritären Verwaltung 
zu sitzen und abends „etwas linke 
Praxis" zu betreiben, ist es wich- 
tig, daß Sozialarbeiter und andere 
lernen können, innerhalb einer ka- 
pitalistischen Gesellschaft zu über- 
leben, um etwas Neues aufzubauen. 
Dabei ist der Lernprozeß für die 
arbeitenden Genossen erst dann ge- 
geben, wenn sie die mühevolle Pra- 
xis einer längerfristigen Arbeit im 
Sozialbereich auf sich nehmen, sich 
methodische Werkzeuge aneignen 

und erkennen, daß der Ansatzpunkt 
der Arbeit ausschließlich die jetzt 
bestehende Praxis und das hier und 
heute bestehende Bewußtsein der 
Arbeiterklasse ist. 

Unsere Gruppe versucht im Raum 
Essen/Bochum etwas in dieser Hin- 
sicht zu tun. Dabei haben wir im- 
mer zwei praktische Ziele im Auge: 
Zum einen, das jeweilige Projekt 
nach solchen Methoden zu bearbei- 
ten, daß die Arbeit übertragbar 
wird, d. h. daß andere nach der 
gleichen Vorgehensweise woanders 
ähnliche Projekte aufbauen kön- 
nen (1). Zum anderen, daß wir be- 
reits jetzt für Juristen, Mediziner, 
Sozialarbeiter, Architekten usw. al- 

ternative Berufspraxis bieten müs- 
sen, in der sie angeleitet werden, 
an der Basis etwas zu lernen über 
das Bewußtsein der Betroffenen 
und deren Handlungsmöglichkei- 
ten. Und zwar außerhalb ihres 
Fachbereiches. 

Die Gruppe in Essen/Bochum 
hat keine feste organisatorische 
Struktur, sondern besteht aus ein- 
zelnen — sich personell oft über- 
lappenden — Projektgruppen, die 
kooperieren und Erfahrungen aus- 
tauschen sowie gemeinsame theore- 
tische Diskussionen führen. 

Es werden folgende Projekte be- 
trieben: In Essen und Bochum je 
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KuG 5 ZUR IDEOLOGIE DER MUSIKALISCHEN AVANTGARDE • MU- 
SIK THEORIE: BRUTSTÄTTE REAKTIONÄRER MUSIKANTEN 
Konrad Boehmer: Zum Problem der Fortschrittlichkeit des musika- 
lischen Materials / Hanns Eisler: Die Erbauer einer neuen Musikkul- 
tur / Ad-hoc-Gruppe Darmstadt 69: Gegen die reaktionäre Handwerke- 
lei der Theorielehrer — 13 Thesen / H. G. Bauer: Zum Beispiel: 
Theorie-unterricht an der Musikhochschule Stuttgart / Konrad Boehmer: 
Es geht auch anders - Neue Unterrichsformen an der Musikhoch- 
schule Den Haag / Eisler-Bibliographie. 

KuG 6 POPMUSIK - PROFITE FÜR DAS KAPITAL 
Popmusik zwischen Plattenkonzernen, Massenmedien und Management 
(Analysen und Materialien von W. Hamm, W. Kolneder und S. Paul) — 
Die kapitalistische Produktionsweise / Popmusik als Ware / Popmusik 
und Massenmedien / Der Discjockey / Popzeitschriften: Zentralorgane 
der Plattenindustrie? / Analyse des Popmanagements / Popmusik, 
Protest und Politik. 

KuG 7 KULTURPOLITIK • POLITISCHER FILM • MEDIENTHEORIE 
Klaus Kuhnke: Der Revisionismus als Hort bürgerlicher Kulturideologie 
(Zur Kritik der DKP-Kulturpolitik) / Politische Filmgruppen in Frank- 
reich nach dem Mai 68: Medvedkin — Dynadia — S.L.O.N. — Die revo- 
lutionären proletarischen Filmer — Dziga Vertov / Klaus Kreimeier: 
Grundsätzliche Überlegungen zu einer materialistischen Theorie der 
Massenmedien. 

KuG 8/9 PROLETARISCHE KULTURREVOLUTION IN CHINA 
Konrad Boehmer: Zur Proletarischen Kulturrevolution in China / Joa- 
chim Schickel: Die Permanenz der Kritik — Die Permanenz der Revo- 
lution (Maotsetungideen, theoretischer und. praktischer Teil) — Hart- 
mut Lück: „Die Bühne leuchtet feuerrot" — Pekingoper und Kulturrevo- 
lution — Mao Tse-tung: Aussprache in Yenan über Literatur und Kunst 
(Auszüge) / Hartmut Lück: Echo aus der Zukunft. Ein sowjetischer 
Science-fiction-Autor über die Volksrepublik China / Ausführliche 
Bibliographie. 

KuG 10 (Febr. 72) GEORG WEERTH • SOZIALISTISCHE KULTUR- 
POLITIK? 
Klaus Kuhnke: Georg Weerth — Der erste Dichter des Deutschen Prole- 
tariats / Georg Weerth: Brief an den Bruder Wilhelm / Sozialistische 
Kulturpolitik? Diskussion der Kulturpolitik der DKP / Beiträge von der 
Arbeitsgruppe .Kulturpolitik' der Redaktion, von Klaus Kuhnke, Kaspar 
Maase, Theo Liebner, Konrad Boehmer / Rezension der Langspielplatte 
von „Ton, Steine, Scherben": „Warum geht es mir so dreckig?" 

KUNST UND GESELLSCHAFT erscheint in der Regel 6mal im Jahr. 
Der Preis des Einzelheftes beträgt (ab Heft 10) DM 3,—, das Abonne- 
ment für 6 Hefte (ab Heft 10) DM 15,—. Abonnementsbestellungen 
bitte an die Redaktion richten. 
KUNST UND GESELLSCHAFT ist in allen fortschrittlichen Buchhand- 
lungen erhältlich. 
KUNST UND GESELLSCHAFT, 74 Tübingen, Ammergasse 24 
Telefon 619 69 
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Militärdiktatur und 

NATO-Partner: Die Türkei 

Durch den größten organisierten politischen Mord in der Ge- 
schichte der Türkei demonstrierten die Machthaber eine unver- 
hüllte Gewaltherrschaft. Dennoch ließen die Gewaltherrscher 
nichts unversucht, das Blutbad zu legitimieren. Durch neue 
Maßnahmen soll das vom Militär an die Macht lancierte Regime 
befestigt werden. 

Nachdem die beiden Häuser des 
türkischen Parlaments und der tür- 
kische Staatspräsident die Todes- 
urteile für Deniz Gezmis, Yusuf As- 
ian und Hüseyin Inan bestätigten, 
blieb als letzte Chance eine Ver- 
fassungsklage. Diese kann von einer 
Partei ausgehen, die im türkischen 
Parlament über eine Fraktion ver- 
fügt. Die gemäßigt linksliberale 
„Republikanische Volkspartei" Inö- 
nüs entschloß sich zu diesem 
Schritt, weil sie den Verlauf des 
Prozesses sowohl vor dem militäri- 
schen Sondergericht als auch im 
Parlament zu Recht für verfas- 
sungswidrig erklärte. 

Die konservativen und reaktio- 
nären Parteien, die geschlossen die 
Regierung unterstützen, versuchten 
alles, um die Vollstreckung der To- 
desurteile, ohne es erst zu einer 
Verfassungsklage kommen zu las- 
sen, schnellstens vorzunehmen. Da 
es im türkischen Recht keinen Hin- 
weis darüber gibt, daß die Regie- 
rung auf die Entscheidung des Ver- 
fassungsgerichtes warten müsse, er- 
suchte Inönü den Ministerpräsiden- 
ten Erim, dies zu tun, da nach der 
Vollstreckung der Todesurteile eine 
Verfassungsklage keinen Sinn mehr 
habe. Die Regierung Erim traf je- 
doch keinerlei Anstalten, sich ent- 
sprechend den internationalen 
Rechtsnormen zu verhalten, viel- 
mehr traf sie sämtliche Vorberei- 
tungen zur Vollstreckung der To- 
desurteile. 

Daß die Genossen von Deniz Gez- 
mis, Yusuf Asian und Hüseyin Inan 
gerade unter diesen Umständen der 
Vollstreckung nicht tatenlos zuse- 
hen würden, wußte die türkische 
Regierung; sie provozierte bewußt 
eine Aktion, die zu der Entführung 
der drei Techniker und dem politi- 
schen Mord an 12 Menschen führte. 

Die Entführer der drei Radar- 
techniker wollten nicht um jeden 
Preis ihre Genossen befreien, wie 
es von der Regierung verbreitet 
wird, sondern sie wollten in erster 
Linie deren Hinrichtung verhin- 
dern. Hätten die türkischen Herr- 
scher das geringste Interesse ge- 
habt, das voraussehbare Blutbad zu 
verhindern, hätte es genügt, den 
Entführern freie Ausreise ins Aus- 
land zu garantieren und zu ver- 
sprechen, daß ohne die Entschei- 
dung des Verfassungsgerichts eine 
Hinrichtung nicht in Frage käme. 

Die starre Haltung der Regierung 
Verhärtete sich noch, als bekannt 
wurde, daß die Führer der türki- 
schen Untergrundbewegung Mahir 
Cayan, Cihan Aiptekin und Omer 
Ayna diese Aktion durchführten, an 
deren Vernichtung bzw. Verhaftung 
der türkischen Regierung viel mehr 
gelegen war als am Leben der drei 
Techniker. 

Die konservative Heath-Regie- 
rung hatte den Herrschern der Tür- 
kei Rückendeckung mit den klaren 
Worten gewährt: „den Entführern 
sollen keine Konzessionen gemacht 
Werden." 

Die ominöse Formel „auf der 
Flucht" oder „beim Gefecht er- 
schossen", hatte es in den letzten 
Monaten der türkischen Regierung 
ermöglicht, „mit den Entführern 
kurzen Prozeß zu machen" (so Ru- 
dolph Chimelli). Es genügte, den 
der Regierung unterstellten Publi- 
kationsorganen bekanntzugeben: 
Soundso viel Anarchisten sind ge- 
tötet worden, als sie sich zur Wehr 
setzten. Wer die Darstellung der 
türkischen Regierung über das 
Blutbad verfolgt hat, dem könnte 
schon aus ihren völlig wider- 
sprüchlichen Erklärungen klar wer- 
den, daß die Wahrheit verheimlicht 
Wird. 

Weshalb wurde den Pressevertre- 
tern ein Tag vor dem Blutbad die 
Einreise in das Dorf Kizildcre, wo 
die Ereignisse stattfanden, verwei- 
gert? Weshalb hat man eine sofor- 
tige Nachrichtensperre verhängt? 
Weshalb gibt es keinen Film, keine 
klaren Bilder über die Ereignisse? 
Weshalb sind alle Entführer getö- 
tet worden, abgesehen von einem 
von ihnen, der sich im Keller des 
Hauses versteckt hielt? 

Diese und viele andere Fragen 
machen das gezielte Vorhaben der 
Regierung sehr deutlich. 

Foltermethoden 

Die Methoden der türkischen Re- 
gierung, die Geiseln durch Gegen- 
geiseln von Angehörigen der Ent- 
führer freizuzwingen, nennen die 
„Salzburger Nachrichten" „unzwei- 
deutige Drohung mit Mord, scham- 
lose Mißachtung der Menschen- 
rechte und ein durch nichts ent- 
schuldbares Verbrechen ... Ein 
Staat, der seine eigenen Rechtsnor- 
men unter dem Vorwand bricht', da- 
mit Recht sichern zu wollen, wählt 
den Weg in nackte Barbarei". 

Mit Zusicherung Nixons („Die 
Türkei ist eine brennende Wand, 
für die Sicherung dieser Wand sind 
wir bereit, alles zu tun") prokla- 
mierte Erim nach seinem USA-Be- 
such die Zukunftspläne seiner Re- 
gierung: Die Verfassungsänderun- 
gen, die in 35 Artikeln die Verfas- 
sung von 1961 grundlegend verän- 
derten, würden für die Sicherung 
des Systems nicht ausreichen. Noch 
radikalere Verfassungsänderungen 
seien nötig, nämlich: 

1. Gründung von Staatssiche- 
rungsgerichten, 

2. schärfere Kontrolle aller Publi- 
kationsorgane, 

Slums in Istanbul 

3. unmittelbare Reglementierung 
der Hochschulen durch das Kultus- 
ministerium, 

4. Einschränkung der Befugnisse 
des Verwaltungsgerichtes, 

5. Änderungen im Kriegsrecht etc. 
Die Verfolgung aller oppositionel- 

len Kräfte scheint das Hauptziel der 
neuen Maßnahmen zu sein. Die lau- 
fenden Massenprozesse und die von 
den Staatsanwälten der militäri- 
schen Sondergerichte beantragten 
120 Todesstrafen sind anscheinend 
für die Gewaltherrscher nicht aus- 
reichend. Es wurden neue Verhaf- 
tungen unternommen, darunter be- 
kannte Hochschullehrer. 

Der Bruder Omer Aynas, einer 
der bekanntesten der erschossenen 
Entführer, ist drei Tage danach von 
„unbekannten Tätern" in seiner 
Heimatstadt erschossen worden. Die 
Träger der Willkür- und Terror- 
herrschaft fühlen sich nun so stark, 
daß sie es nicht mehr für nötig hal- 
ten, ihr wahres Gesicht weiterhin 
zu verstecken. 

Angesichts dieser Entwicklungen 
und der jüngsten Vorgänge in der 
Türkei, halten wir es für dringend 
erforderlich, daß dieses Gewaltre- 
gime mit aller Deutlichkeit von der 
demokratischen und sozialistischen 
Weltöffentlichkeit verurteilt und 
mit allen möglichen Mitteln be- 
kämpft wird. HASAN NOKTA 

Nach dem Massaker in Kizildere — erschossene Befreiungskämpier 

ROTBUCHER 

Ulrike M. Meinhof: 
Bambule 
Fürsorge — Sorge für wen? 
Nachwort Klaus Wagenbach, 
„Schließlich gibt es das Rotbuch 
24, lesenswert, aufschlußreich — 
als Film immer noch nicht gesen- 
det . . ." H. Boll 
ROTBUCH 24. 108 S., DM 4,50 (3,50) 

BETRIEBSFIBEL 
Vorschläge zur politischen Arbeit 
in der Produktion von Berni Kelb. 
Mit einem Anhang von Jörg Huf- 
schmid über Bilanzanalyse. In 
der Form eines Briefes berichtet 
Kelb über Möglichkeiten eines 
Einzelkämpfers, Organisierung 
von Betriebsgruppen, Agitation in 
•der Freizeit, Flugblätter, Verhält- 
nis zu den Gewerkschaften. 
ROTBUCH 31. 72 S„ DM 3,50 (2,50) 

Alex Schubert: 
Stadtguerilla. 
Tupamaros in Uruguay 
— RAF in der 
Bundesrepublik. 
Berichte der revolutionären Pra- 
xis in Lateinamerika und aus der 
BRD, das politische Manifest der 
untergetauchten RAF. 
ROTBUCH 26. 132 S., DM 4,50 (3,50) 

Der erzwungene 
Kapitalismus 
Klassenkämpfe in den Westzonen 
1945—48. Von Ute Schmidt/Tilman 
Fichter. Die Geschichte der er- 
zwungenen „Entpolitisierung" der 
ersten 3 Nachkriegsjahre und der 
verhinderten Klassenkämpfe. 
Zahlreiche Dokumente. 
ROTBUCH 27. 180 S„ DM 6,50 (5,50) 

Arbeiter und Apparate 
Bericht des Kollektivs Hispano- 
Suiza, französische Arbeiter, 
über ihre Praxis 1945—70. Ton- 
bandprotokolle und Berichte aus 
einem Betrieb. 
ROTBUCH 30. 160 S„ DM 6,50 (5,50) 

P. L. Lavrov 
Die Pariser Kommune 

vom 18. März 1871 
Vorwort Klaus Meschkat. Zum 100. 
Jahrestag der Kommune: Der 
noch nie übersetzte Bericht eines 
Teilnehmers; krit. Grundlage für 
Lenin. 
ROTBUCH 25. 192 S., DM 6,50 

WAGENBACH 

Alle Titel sind erhältlich 

Politische Buchhandlung Overbergstraße 5 

Todesurteile und Morde 
Demokratischer türkischer Wider- 
stand, 28. März (apl) 

Im Anschluß an die Todesurteile 
für drei Mitglieder der türkischen 
Befreiungsarmee, erklärt der De- 
mokratische Türkische Widerstand 
in einem Kommunique am 
26. März: 

„Die drei Patrioten werden ver- 
schiedenen Druckmitteln unterwor- 
fen, damit sie erklären, daß sie ih- 
ren Kampf bereuen. Die für diese 
unmenschliche Tat Verantwortli- 
chen haben ihnen eine Amnestie 
versprochen, wenn sie eine solche 

Inzwischen haben diese führen- 
den Militärs weitere Fahndungsli- 
sten von Demokraten und Soziali- 
sten produziert und mehrere Uni- 
versitätsprofessoren und Dozenten 
festgenommen; ihnen wird vorge- 
worfen, sie seien gegen die Todes- 
urteile. So z. B. Ugur Alacaptan 
Mukbil Cayoruk, Adil Azkol, Ugur 
Numou. Unter den vielen Verhaf- 
teten befindet sich auch der be- 
kannte Filmemacher Yalmaz Gu- 
nay. Hunderte Jugendlicher, die 
nach ihrem Urteil wieder in Frei- 
heit waren, wurden erneut inhaf- 
tiert. (...) 

Vor Gericht: Deniz Geznis 

Erklärung abgeben. Im Hinblick 
auf dieses Versprechen haben drei 
jungen Patrioten erklärt, sie seien 
stolz, für die Unabhängigkeit der 
Türkei gekämpft zu haben. Über 
ihre Familien haben sie eine Gruß- 
botschaft an das türkische Volk und 
an alle Völker der Welt gesendet. 
Trotz des Widerstandes des türki- 
schen Volkes und aller demokrati- 
schen Kräfte der Welt wurde das 
Todesurteil an drei jungen Patri- 
oten, Denis, Gezmis, Yusuf Asian 
und Hüseyin vom Präsidenten der 
Republik Sunay unterzeichnet. 

Trotz der Stellungnahme des Vor- 
sitzenden der Republikanischen 
Partei Ismet Inonu gegen diese 
Entscheidung, die im Gegensatz 
zum Gesetz und zum Verlauf der 
öffentlich im Senat geführten De- 
batte über die drei Todesurteile 
steht und die von bekannten Juri- 
sten als rechtswidrig bezeichnet 
worden sind, wurde das Urteil un- 
terzeichnet, was klar beweist, daß 
die führenden Militärs des Ausnah- 
mezustandes entschlossen sind, 
weiteres Blut zu vergießen und 
eine neue Epoche blutigen Terrors 
zu beginnen. 

Das Militärregime liquidiert die 
jungen Patrioten aber nicht nur 
vermittels der Gerichte, sondern 
auch auf den Straßen. 

Seit dem 12. März wurden 17 
Menschen von den Ordnungskräf- 
ten getötet. Zuletzt wurde am 
12. März Koray Dogan ermordet. 
Der Kommandant des Ausnahme- 
zustandes hat erklärt, er sei Anar- 
chist gewesen, habe auf der Fahn- 
dungsliste gestanden und sei im 
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Verlauf einer Razzia getötet wor- 
den. Koray Dogan hat niemals auf 
einer Fahndungsliste gestanden. Er 
wohnte bei seinen Eltern. Die Poli- 
zei verwechselte ihn mit Omar 
Ayna, der aus dem Militärgefäng- 
nis flüchtete, und erschoß ihn aus 
einer Entfernung von 30 m. 

Die Kommandanten von Ankara 
und Istambul veröffentlichten in 
ihrer letzten Erklärung die Namen 
von Hunderten von Jugendlichen 
und Intellektuellen und drohten ih- 
nen mit dem Tode, wenn sie sich 
nicht den Ordnungskräften stellen. 
Es ist wahrscheinlich, daß bald wie- 
der von neuen Morden des Militär- 
regimes zu hören sein wird. 

Alle demokratischen Kräfte müs- 
sen, bevor die Urteile an den jun- 
gen Patrioten vollstreckt werden, 
stärkstens protestieren. 

Die Militäroberen befinden sich 
zur Zeit in einem Zustand perma- 
nenter Angst. Um jede Opposition 
gegen die Vollstreckung der Urteile 
im Keime zu ersticken, werden die 
Truppen ständig kontrolliert. Die 
Kommandanten lassen junge Offi- 
ziere festnehmen, organisieren wei- 
tere Massenverhaftungen von Intel- 
lektuellen, Jugendlichen, Professo- 
ren und Künstlern. Jeder Schritt in 
Richtung auf die Verstärkung des 
blutigen Terrors bringt die Militär- 
machthaber weiter in die Sackgas- 
se. Jede Stimme, die sich im Aus- 
land erhebt, ist ein weiterer Schlag 
gegen den Faschismus." 

Am letzten Samstag wurden die 
drei Studenten hingerichtet. 

Am letzten Samstag gehenkt 

Denkt an Philipp Müller - 

Kampf dem Militarismus 

Am 11. Mai 1952 — vor 20 Jahren — wurde in der Innenstadt 
von Essen der 21jährige Jungarbeiter Philipp Müller von der 
Polizei erschossen. 30000 Menschen, in erster Linie Jungarbei- 
ter und Lehrlinge demonstrierten damals gegen die beginnende 
Militarisierung der Bundesrepublik. Sie demonstrierten gegen 
Parteien, die noch 1945 gesagt hatten, daß die Bundesrepublik 
nie wieder eine Armee, bewaffnete Streitkräfte organisieren 
würde. 

Gegen Ende der 40er Jahre wurde 
die Bundesrepublik in die weltwei- 
te Strategie des Antikommunismus 
voll einbezogen. Das bedeutete: die 
Wiederherstellung kapitalistischer 
Verhältnisse. Die Währungsreform 
ließ alle mit 40 DM beginnen außer 
denen, die das Privateigentum an 
den Produktionsmitteln besaßen. 
Die Wiederherstellung kapitalisti- 
scher Verhältnisse in der Bundesre- 
publik mußte über kurz oder lang 
auch den Aufbau einer Armee nach 
sich ziehen, auch wenn dies in den 
ersten Jahren nach der Niederlage 
des Faschismus noch am Widerstand 
der Arbeiterbewegung scheiterte. 
Mit dem Korea-Krieg, mit den Plä- 
nen, die osteuropäischen Staaten 
zurückzuerobern, mit dem Ent- 
schluß, jede Opposition im Inneren 
zu zerschlagen, wurde Anfang der 
50er Jahre schließlich eine Armee 
aufgebaut. 

Die Militarisierung der Bundes- 
republik stieß auf den letzten orga- 
nisierten Widerstand in den 50er 
Jahren. Mit der Zerschlagung der 
antimilitaristischen Bewegung war 
auch der letzte sozialistische und 
kommunistische Widerstand been- 
det. 1952 wurde die FDJ verboten, 
1956 die KPD, Zehntausende von 
Arbeitern und Intellektuellen wan- 
derten in die Gefängnisse. 

Philipp Müller war Mitglied der 
FDJ. Er war nicht nur ein Patriot 
— wie heute die offizielle DDR- 
Geschichtsschreibung zu berichten 
versucht —, sondern ein entschlos- 
sener, kämpferischer Arbeiterge- 
nosse. Er beschränkte sich nicht auf 
papierne Proteste und die innere 
Emigration, sondern nahm ent- 
schlossen am Kampf gegen den 
deutschen Kapitalismus und die 
Bundeswehr teil. 

Die Erschießung Philipp Müllers 
kennzeichnet eine Niederlage der 
Arbeiterbewegung, ist ein blutiges 
Beispiel des Klassenkampfes von 
oben. Die Entwicklung einer so- 
zialistischen Bewegung Ende der 
60er Jahre hat an ihrem Anfang 
ein ähnlich blutiges Fanal: Fast ge- 
nau 15 Jahre nach der Ermordung 
von Philipp Müller wird am 2. Juni 
1967 der Student Benno Ohnesorg 
bei Demonstrationen gegen das per- 
sische (Schah-Regime) in Berlin er- 
mordet. 

Auf der Strecke der Polizei blie- 
ben seit 1967 noch andere: Petra 
Schelm, Georg v. Rauch, Thomas 
Weisbecker und viele andere, die 
mal ein Auto klauten. 

Wer heute an den Tod Philipp 
Müllers erinnert, muß an die Tra- 
dition des antimilitaristischen 
Kampfes anknüpfen. Der muß sich 
auseinandersetzen mit den Berufs- 
verboten, mit der Militarisierung 
der Polizei, deren Schnellfeuerge- 
wehren, Handgranaten und Panzer- 
wagen, der muß sich auseinander- 
setzen mit der Friedenspflicht im 
Betriebsverfassungsgesetz. 

Der Klassenkampf von oben hat 
in der Bundesrepublik eine blutige 
Tradition. Aber auch die sozialisti- 
sche Bewegung hat eine Tradition. 

KÄMPFT GEGEN POLITI- 
SCHE UNTERDRÜCKUNG! 

KÄMPFT GEGEN DEN MILI- 
TARISMUS! 

BOCHUMER LEHRLINGS- 
KOLLEKTIV 

Bericht zur Vorladung 14. K 

(pol. Polizei) vom 27.4. '72 
Ich betrat um 11.10 Uhr das Zim- 
mer 204 des Polizeipräsidiums, 
Stockwerk 1, politische Polizei. Der 
mir gegenübersitzende Beamte 
stellte sich mit „Hemmer" vor. 
(Allerdings ohne Dienstgrad). 

Der Beamte erklärte, er habe 
mich für heute hierherbestellt, um 
mich zu vernehmen. Ich lehnte ab 
und verlangte Einsicht in die Akte 
des gegen uns laufenden Ermitt- 
lungsverfahrens. Der Beamte ver- 
las aus einer ca. 5 cm dicken Akte, 
was ihm relevant erschien. 

Ich durfte keine Einsicht in die 
Akten nehmen. 

Der Beamte erklärte: Rektor 
Faillard habe auf Veranlassung von 
Prof. Papalekas Strafantrag gegen 
den Fachschaftsrat gestellt. Ich 
stellte die Zwischenfrage, ob diese 
Ermittlungen mit der schon gegen 
uns laufenden Strafsache zu tun 
habe? Er antworte, nein, dies sei 
eine zweite von der ersten Straf- 
sache unabhängige Sache, die im 
Januar 72 durch den Rektor der 
RUB initiert worden sei. 

Er erklärte, in folgenden Punk- 
ten würde gegen uns ermittelt: 

1. Nötigung; hier verwies er auf 
einen Brief von Papalekas, in dem 

dieser einzelne Genossen (u. a. des 
FR) namentlich denunziert hatte. 

2. Sachbeschädigung; mehrere 
„Anschläge" seien auf die Tür bzw. 
das Büro von Papalekas gemacht 
worden (Beschädigung des Fußbo- 
dens und der Tür), dies sei in Zu- 
sammenhang mit dem FR zu brin- 
gen. 

3. Beleidigung etc. in Bezug auf 
das Sowi-Info Nr. 6 

4. Wegen mehrer Flugblätter, u.a. 
insbesondere eines der „Sozialisti- 
schen Abteilungs-Gruppen" —Sowi, 
in dem zur Bandenbildung im Sin- 
ne des § 129 StGB aufgeforert wür- 
de. 

Der Beamte fragt, ob ich Mit- 
glied der SAG sei? Ich antworte, 
daß ich nicht zu einer Vernehmung 
gekommen sei. 

Der Beamte will einen Personal- 
bogen anfertigen, ich lehne ab. Ihm 
scheint jedoch da einzufallen, daß 
bereits solche Bögen über meine 
Person existieren. Er holt eine Ak- 
te, aus der eine Unmenge genauer 
Angaben über mich (alle Lebens- 
laufdaten) meiner Eltern (Geburts- 
name meiner Mutter etc.) und vor 
allem meiner politischen Tätigkeit 
hervorgehen. (Teilnahme an De- 

monstrationen, Mitglied der SAG, 
früher Juso, Kandidat der Abt. 8 
für das SP) und weitere Daten 
über meine inneruniversitären Tä- 
tigkeiten und schriftliche Äußerun- 
gen. 

Auf Bitte des Beamten unter- 
schreibe ich eine Erklärung, daß 
ich nicht gewillt sei, Aussagen ohne 
meinen Anwalt zu machen. 

Nachdem dieser „offizielle" Teil 
beendet ist, glaubt der Beamte, sich 
„privat" zu den Dingen äußern zu 
müssen. Das Gespräch ist jedoch 
unergiebig, bis auf die unfreiwilli- 
ge Auskunft, „man habe in Bochum 
doch nur 65 Beamte bei der politi- 
schen Polizei". 

Ende des Gesprächs um 11.50 Uhr. 
Rolf Taubert 

Reifen-Vomhardt 

Reifenfachhändler 

Runderneuerungs- 
und Vulkanisierbetrieb 

Deta-Batterielager 

Sonderpreise 
für Uni-Angehörige 

463 Bochum 
Wittener Str. 449 Ruf 55 03 68 
gegenüber Opel-Eingang I 
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Reihe: 

Gewerkschaften 

Band 1 
Kommunismus und kommunistische Gewerkschaften 
Arthur Rosenberg DM 1,50 

Band 2 
K. Korsch - S. Schwarz 
Rote Gewerkschaftsinternationale 
Marxismus und die Gewerkschaftsfrage 

Band 6 
Die deutschen Gewerkschaften 
Ihre Geschichte und politische Funktion 
Wolfgang Abendroth 

DM 3,20 

DM 4,— 

Im Vertrieb: Das Werk über „Die Rätebewegung 
in Rußland 1905—1921Oskar Anweiler, 368 Seiten 
ist eines der wichtigsten Grundlagentexte 
für das Studium der russischen Revolution. DM 12,— 

N. Lenin - G. Sinowjew 
Gegen den Strom 
Aufsätze aus den Jahren 1914—1916 
620 Seiten Sonderpreis: statt 15,— jetzt nur DM 10,— 

Kollektiv-Verlag, 1 Berlin 44, Rollbergstraße 67 — Bank für Handel und Industrie, 
Konto-Nr. 520288/01 (m. Höpfner) PSK der Bank Nr. 40 0000 

Redaktions-Stellungnahme 

zu diesem Kunstwerk 

Aus einem Brief von Dalia Michel (SPK), 

der sich mit der medizinischen 

Versorgung im Knast beschäftigt. 

Und ganz schlimm ist es hier mit der ärztlichen Versorgung. Im 
SPK haben wir es ja erfahren und in einer Analyse in Zusam- 
menhang gebracht, wie Entrechtung und Depravierung im Zu- 
stand des Patienten auf die Spitze getrieben sind. In Gotteszell 
kann man es wieder mit aller Deutlichkeit erfahren. 

Fortsetzung von Seite 6 
eine Wohngemeinschaft für Fürsor- 
geerziehung. Jeweils 6 Jugendliche, 
für die der Vormundschaftsrichter 
Fürsorgeerziehung angeordnet hat, 
oder für die freiwillige Erziehungs- 
beihilfe besteht, leben zusammen 
mit einem Sozialarbeiter, einem päd- 
agogischen Berater, einem Ersatz- 
dienstleistenden und hin und wie- 
der mit einem Praktikanten zusam- 
men in einer Wohngemeinschaft. 
Die Arbeit in den beiden Fürsorge- 
kollektiven wird nicht, zumindest 
nicht unmittelbar, als politische 
Arbeit verstanden. Jugendliche mit 
erheblichen Sozialisationsdefiziten 
und institutionsbedingten Stigma- 
tisierungen haben andere Bedürf- 
nisse als die Lektüre der sozialisti- 
schen Klassiker. Die Sozialarbeiter 
und andere Bezugspersonen brau- 
chen allerdings ein politisches Vor- 
verständnis in dem Sinne, daß die 
Verhaltensweisen der Jugendlichen 
als gesellschaftlich verursacht be- 
griffen werden, so daß das Wegler- 
nen dieser Verhaltensweisen nicht 
durch „Einzelfamilie" oder durch 
moralische Appelle, sondern nur 
durch den Sozialisierungsprozeß in 
der Gruppe bewirkt werden kön- 
nen. 

Das politische Vorverständnis 
zeigt sich auch darin, daß der So- 
zialarbeiter und Bezugspersonen 
von den Jugendlichen lernen, d. h. 
daß das eigene internalisierte 
Wertsystem aus bourgeoiser Er- 
ziehung durch die Jugendlichen 
kontrolliert und korrigiert wird. In 
diesem wie in unseren anderen Pro- 
jekten sind wir nicht darauf aus, 
daß wir das Vertrauen der Betrof- 
fenen gewinnen. Im Gegenteil: Sie 
sollen nicht uns vertrauen, sondern 
ihrer eigenen Gruppe und ihre 
eigenen Führer produzieren. Die 
erste unmittelbare politische Lern- 
erfahrung der Sozialarbeiter — wie 
gut sie auch immer theoretisch ge- 
schult sein mögen — ist in diesen 
Kollektiven die Einsicht, daß das 
größte Hindernis für politisch ef- 
fektive Sozialarbeit die kleinbür- 
gerliche Mentalität der Sozialarbei- 
ter und Bezugspersonen selber ist. 

Selbstverständlich wird in den 
Kollektiven mit den Jugendlichen 
in regelmäßigen Gruppendiskussio- 
nen über die Klassenlage von Für- 
sorgezöglingen und Sozialarbeitern 
geredet. Das hat auch zu konkreten 
Aktivitäten der Jugendlichen ge- 
führt. Das Bochumer Kollektiv bei- 
spielsweise hat vor einiger Zeit ein 
Meeting aller nordrhein-westfäli- 
schen Kollektive organisiert. Er- 
gebnis dieses Meetings war die Her- 

ausgabe einer Kollektivzeitung von 
den Jugendlichen des Bochumer 
Kollektivs, die für FE-Heime ge- 
dacht ist. 

Weiterhin wird ein Kinderladen 
betrieben mit 12 bis 13 Kindern, 
der lose zusammenhängt mit der 
Projektgruppe „Proletarische Vor- 
schulerziehung", die mit Kindern 
aus Notunterkünften arbeitet (2). 

Zur Zeit wird mit einer Projekt- 
gruppe eine Drogenberatungsstelle 
und eine entsprechende Wohnge- 
meinschaft aufgebaut. Eine weitere 
Gruppe betreibt nach Methoden so- 
zialistischer Gruppen- und Gemein- 
wesenarbeit Stadtteilarbeit in 
einem Arbeiterwohnviertel (15 000 
EW, 2 Notunterkünfte, 2 Sonder- 
schulen, Rockerclubs, gettoartig von 
Zechen und Industriebetrieben um- 
geben). Diese letzte Gruppe ver- 
steht sich darüber hinaus als Ini- 
tiativgruppe, die neue Projekte an- 
regt, methodisch begleitet, Projekt- 
analysen macht und das Training 
in Methoden für andere Gruppen 
übernimmt. 

Bei den meisten der genannten 
Projektgruppen besteht jeweils ein 
eingetragener gemeinnütziger Ver- 
ein als Rechtsträger. E. V.s werden 
von uns hauptsächlich dann ge- 
gründet, wenn es um Anmietung 
von Häusern, Finanzierung etc. 
geht und um die Möglichkeit sozia- 
listische Sozialarbeiter, Ersatz- 
dienstleistende und andere Genos- 
sen einzustellen (und zu bezahlen). 

Unsere Strategie ist, Gegeninsti- 
tutionen zu gründen, die die Mög- 
lichkeit schaffen, antikapitalisti- 
sche Arbeit im sozialen Bereich in- 
stitutionell abzusichern und zu fi- 
nanzieren. Die Gefahren, die darin 
liegen, zu einem neuen Wohlfahrts- 
verband zu werden, mit den ent- 
sprechenden „blinden Flecken" und 
parakapitalistischen Strukturen, 
sind uns voll bewußt. Wir versu- 
chen, das durch dauernde Teamkon- 
trolle der gesamten Gruppe zu ver- 
hindern. Das geht soweit, daß wir 
auch Projekte liquidieren, wenn sie 
keine sozialistische Perspektive ha- 
ben, es sei denn, sie können als 
Abschirm- oder Renommierprojek- 
te (d. h. taktisch notwendig) dienen. 

Kontaktadresse: Gesine Mattel 
u. Bruno Peters, 463 Bochum, Len- 
nershofstraße 66. 

(1) Beispiel: Ausbildung statt 
Ausbeutung — Der Kampf der Es- 
sener Lehrlinge, rororo aktuell. 

(2) Darüber ist ein ausführlicher 
Bericht verfaßt worden: „Hiha ho", 
proletarische Vorschulerziehung, 
Projektgruppe Brelohstraße, Bo- 
chum 1972. 

Die oben abgebildete Karikatur 
brachte einigen Mitgliedern des al- 
ten AStA, der BSZ-Redaktion und 
des FR-Sowi eine Klage ein, weil 
sie die Karikatur veröffentlicht hat- 
ten. 

Die jetzige BSZ-Redaktion muß 
sich auch in aller Schärfe von die- 
ser Karikatur distanzieren, sofern 
sie Assoziationen wecken soll be- 
züglich der Beziehungen des Herrn 
Papalekas zur Abt. VIII, sofern die- 
se Karikatur mit einer inhaltlichen, 
politischen Aussage verbunden ist. 
Die dargestellte Beziehung zwi- 
schen Prof. Papalekas und der Abt. 
Nr. VIII müßte Letzterer ein uns 
allen bekanntes angenehmes Lust- 
empfinden bereiten, und Lust hat 
Papalekas der Abt. VIII bestimmt 
nicht gebracht. 

Nein, wir veröffentlichen die Ka- 
rikatur aus rein künstlerischen Er- 
wägungen, da ein namhafter Künst- 

2. Mai: Mehr als tausend Tonnen 
Industrieschutt, der Arsen und 
Schwefelsäure enthält, werden in 
Bochum auf Krupp-Gelände gefun- 
den. 

"W- 
3. Mai: Bewerber für den öffent- 

ler unseres Kulturkreises ein Gut- 
achten über jene Zeichnung anfer- 
tigte, die uns zu denken gab, und 
die wir deshalb dem geschätzten 
Kunstfreund nicht vorenthalten 
möchten. 

Das Gutachten von Prof. Joseph 
Beuys lautet: „Die Papalekas-Kari- 
katur habe ich gesehen. Sie ist 
selbstverständlich ein Produkt 
menschlicher Kreativität und so 
Kunst. Oder Wissenschaft? 

Joseph Beuys 
Prof. Bildhauer 

4 Düsseldorf 
Staatliche Kunstakademie 

Eiskellerstraße 1" 
Die BSZ-Redaktion wird sich 

auch in Zukunft bemühen, Kunst- 
werke, deren Schöpfer in diesen 
geheiligten Wänden der RUB, tä- 
tig waren, der Öffentlichkeit zur 
ernsthaften Diskussion zugänglich 
zu machen. 

* 
4. Mai: „Unsere Männer in Bonn!" 

— Unterschrift zu den Bildern der 
Bundestagsabgeordneten Hermann 
Schmitt-Vockenhausen (SPD) und 
Otto Zink (CDU) in der Opel-Werk- 
zeitschrift. 

Die Gefangenen sind dem An- 
staltsarzt bei weitem mehr ausge- 
liefert als den Justizorganen. Bei 
Beschlüssen oder Anordnungen der 
Letzteren hat der Gefangene im- 
merhin noch die Möglichkeit, Be- 
schwerde einzulegen. Die wird na- 
türlich meistens als „unbegründet" 
verworfen. 

Aber die Angelegenheit wird von 
einer getrennten Instanz, wenn- 
auch nur formal getrennt, geprüft. 
Es kann dadurch vorkommen, daß 
ein Richter oder sonstiger Justiz- 
angestellter, nicht dem Gefangenen 
zuliebe, aber um einem mißbeliebi- 
gen Fach- oder Amtskollegen eine 
auszuwischen, der Beschwerde des 
Gefangenen stattgibt. 

Trifft der Anstaltsarzt Anord- 
nungen oder Maßnahmen usw., 
oder unterläßt er sie, so helfen kei- 
ne Beschwerden. Eine Möglichkeit 
der Beschwerdeerhebung ist näm- 
lich nicht einmal eingeräumt. Er- 
stattet man Anzeige gegen ihn, 
z. B. wegen unterlassener Hilfelei- 

Spaltung der ETA 
Ein Jahr nach dem Prozeß von Bur- 
gos hat sich der baskische Wider- 
stand in zwei Blöcke gespalten. 

Der eine besteht aus der nicht- 
marxistischen „militärischen" Frak- 
tion der ETA, die sich mit einigen 
anderen bürgerlich-nationalisti- 
schen Gruppen zur Baskischen Na- 
tionalen Front (F. N. V.) vereinigt 
hat. Die F. N. V. wird von einem 
Teil der Priester unterstützt und 
hofft die kleinen Eigentümer für 
sich zu gewinnen. Ihre Taktik ist 
die Stadtguerilla. 

Der zweite Block besteht aus ver- 
schiedenen marxistischen Gruppen, 
die von der Spanischen Kommuni- 
stischen Partei wirksam unter- 
stützt werden. Diese Gruppen, in 
denen sowohl Trotzkisten, Maoisten 
als auch Sowjetmarxisten vertreten 
sind, versuchen eine Bewegung 
aufzubauen, die auf der Massen- 
aktion der Arbeiter basiert. 

Die zweite Gruppe lehnt die be- 
waffnete Aktion nicht völlig ab, 
besteht jedoch darauf, daß sie nur 
dazu dienen kann, die Massenak- 
tionen zu unterstützen. Der Wider- 
spruch zwischen diesen beiden Kon- 
zeptionen war schon vor dem Pro- 
zeß von Burgos offenbar geworden, 
als von der marxistischen Fraktion 
die Stadtguerilla-Taktik kritisiert 
und der Aufbau einer baskischen 
Arbeitereinheitsfront gefordert 
wurde. 

4. Mai: „Wie ich soeben höre, hat 
unser Bundeskanzler die Abstim- 
mung über das konstruktive Miß- 
trauensvotum gewonnen." Als der 
Kapitän einer Lufthansa-Maschine 
auf dem Flug von Frankfurt nach 
Hamburg dies über Bordlautspre- 
cher bekanntgab, klatschte die gro- 
ße Mehrheit der Fluggäste — über- 
wiegend Männer der Wirtschaft — 
spontan Beifall („Die Zeit"). 

* 
5. Mai: „Mit neuen Kompromiß- 

vorstellungen wollen die führenden 
SPD-Hochschulpolitiker der CDU/ 
CSU-Opposition ein Zusammenge- 
hen in der Hochschulrahmengesetz- 
gebung schmackhaft machen." (Aus 
einem Bericht der FR.) 

* 
Nachzutragen bleibt noch, daß es 

im April in der BRD über 81 000 
Kurzarbeiter und 231 000 Arbeits- 
lose gab. Außerdem: Die Großen 
schlucken weiter. Die WAZ 
schluckte die Tageszeitung „Ruhr- 
anzeiger", die westliche Konkur- 
rentin der Ruhrgebietszeitung, die 
„Rheinische Post", verleibte sich 
drei Lokalzeitungen in der Umge- 
bung Düsseldorfs ein. 

stung, so wird diese bald von der 
SA eingestellt, da bei Vernehmung 
des Arztes, der ja beteuert, er hätte 
alle erforderlichen Maßnahmen ge- 
troffen, die Vorwürfe seien also zu 
Unrecht erhoben. So ging es der 
Gerda. 

Gerda leidet an einer Cöeliakie. 
Die Anämie, die u. a. von der 
Cöeliakie bedingt ist, wird bei Ger- 
da noch durch eine Störung der 
Erythrocytenbildung im Knochen- 
mark verstärkt. Sie ist auf Blut- 
transfusionen angewiesen. Da die 
Hauptvenen bei ihr schlecht ausge- 
bildet sind, muß sie wegen der 
Transfusionen ins Krankenhaus, da 
dafür eine Hauptvene aufgeschnit- 
ten (= Venesectio) oder katheteri- 
siert werden muß. 

Nach einer solchen Maßnahme 
schließt sich meistens die Vene. Oft 
für zeitlebens. Das bedeutet, daß, je 
häufiger die Transfusionen aufein- 
ander folgen, desto mehr nimmt die 
Behinderung des venösen Abflus- 
ses zu, desto eher wird die Gefahr 
eines Kreislaufversagens heraufbe- 
schwört. Und seitdem sie hier ist, 
folgen bei ihr die Transfusionen 
häufiger als zuvor aufeinander. Sie 
muß jetzt alle 2 Wochen eine krie- 
gen. 

Das liegt einmal an der unvoll- 
ständigen Diät, die sie hier be- 
kommt. Wegen der Cöeliakie ist sie 
auf glutenfreies Brot angewiesen. 
Es hat Wochen gedauert, bis der 
Staudenmaier die Bestellung dieses 
Brotes (es ist ziemlich teuer) zuge- 
lassen hat. Aber trotz des gluten- 
freies Brotes ist die Diät noch un- 
vollständig. Immer wieder kriegt 
sie irgendwelche Speisen, die sie 
nicht essen darf. Der Staudenmaier 
macht sich jedoch in keiner Weise 
die Mühe, die Durchführung einer 
optimalen Diät zu veranlassen. 

Je optimaler die Diät nämlich, 
desto optimaler die Nahrungsre- 
sorption (also auch die des für die 
Blutbildung unerläßlichen Eisens), 
desto seltener die fällig werdenden 
Bluttransfusionen. Gerda ist in der 
letzten Zeit, abgesehen von ihrer 
Strafsache, seelisch erheblich beun- 
ruhigt durch die Weigerung des Dr. 
Staudenmaier, sie fachärztlich un- 
tersuchen zu lassen. 

Jetzt setze ich den Brief einen 
Tag später fort. Gerda ist vom 
Krankenhaus zurück. Außer den 
zwei Transfusionen wurde bei ihr 
eine Kontrastaufnahme des Dick- 
darms vorgenommen. Diagnose: 
Colitis Ulcerosa. Der ganze Dick- 
darm muß herausoperiert werden. 
Sie wird einen künstlichen Darm- 
ausgang erhalten (sie ist 31 Jahre 
alt). 

Daß es so schlimm jetzt wurde, 
ist Dr. Staudenmaiers Schuld. 

Erstens, weil er sie überhaupt als 
haftfähig die ganze Zeit über 
schrieb und zweitens, weil er sie 
nicht rechtzeitig zum Internisten 
schickte. 

Gestern, als sie vom Kranken- 
haus kam, blieb ihm gar nichts 
mehr übrig, als seiner formellen 
Pflicht nachzugehen und den Haft- 
unfähigkeitsschein für Gerda zu un- 
terschreiben, nachdem die Empfeh- 
lung dazu vom Krankenhaus kam. 
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ACHTUNG, wer sucht über Pfingsten einen Kurzurlaub an 
der Nordseeküste mit allen Sportmöglichkeiten, mit Aus- 
flugsmöglichkeiten in die flandrischen Städte Gent und 

Brügge und mit einem Nachtleben wie in Paris? 
Wir bieten Ihnen eine Fahrt in das Seebad Ostende vom 
19. bis 22. 5.1972 mit Hotel und voller Verpflegung für nur 

DM 79,—. 
Melden Sie sich sofort an, da nur noch wenige Plätze 

frei sind! 

Studenten-Reisedienst Bochum 
Lennershofstraße 66, Baracke 9 (hinter der alten Mensa) 

Telefon 713980 

3x in Nähe der Uni 

SPARKASSE 

Hustadt, Auf dem Backenberg 3 Tel. 701015 

SPARKASSE 

Universität, Buscheystraße 132 Tel. 70 16 74 

SPARKASSE 

Girondelle, Steinkuhlstraße 119 Tel. 7 39 72 

- in Ihrer Nähe - 

Di c Chtonih 

26. April: Zu 500 DM Geldstrafe 
wird in Bochum der ehemalige 
SDAJ-Vorsitzende Möbius verur- 
teilt, weil er für die Herausgabe 
eines Plakates verantwortlich 
zeichnete, auf dem F. J. Strauß in 
Form eines Hakenkreuzes abgebil- 
det ist. Wegen Beleidigung des glei- 
chen Strauß wird in Herne zudem 
ein Redakteur der „Roten Fahne" 
der KPD/ML zu 300 DM Geldstrafe 
verurteilt. Er hatte den Bayern des 
Faschismus geziehen. 

* 
28. April: Der „Rote Buderus Ar- 

beiter", Betriebszeitung der 
KPD/ML, wird gefälscht, um Kom- 
munisten bei den Kollegen im Be- 
trieb zu diffamieren. Zur gleichen 
Zeit wird bekannt, daß eine Detek- 
tei in Kassel von einem Unterneh- 
mer um Hilfe gegen linke Flugblät- 
ter und Betriebszeitungen gebeten 
worden ist. Die Detektei rühmte 
sich Journalisten gegenüber, daß 
sie „in der gleichen Aufmachung 
Gegenzeitungen drucken ließ". 

* 
28. April: Bundeskanzler Brandt 

versichert, daß die Verteidigungs- 
anstrengungen der BRD in den 
nächsten Jahren nicht vermindert 
würden, d. h., es wird fleißig wei- 
ter aufgerüstet. Um Zweifel auszu- 
schließen, es handelt sich um den 
gleichen Brandt, dessen „Friedens- 
politik" in trauter Eintracht von 
Nixon, SPD, Breschnew, Pompidou, 
DKP, Heath und Spartakus unter- 
stützt wird. 

* 
30. April: Für den spanischen 

Kommunisten Santiago Carillo, der 
nach „illegaler" Einreise in Frank- 
furt vor 3000 Spaniern auf einer an- 
tifaschistischen Kundgebung 
sprach, besteht in der BRD Aufent- 
haltsverbot. Das Innenministerium 
weist die Frankfurter Polizei an, 
ihn „unverzüglich abzuschieben". 

-H- 
2. Mai: „Anarchisten kann man 

riechen." (Ausspruch des neuen 
obersten Verfassungsschützers und 
SPD-Sympathisanten A. Nollau). 

# 
2. Mai: Ein Frankfurter Betrieb 

mit über 250 Beschäftigten wird 
überraschend stillgelegt. Inventar 
und Maschinen werden in einen 
Zweigbetrieb der Firma nach Spa- 
nien verlagert — dort sind die Ar- 
beitskräfte schließlich billiger. 

* 

liehen Dienst müssen in Zukunft 
schriftlich niederlegen, daß sie auf 
dem Boden des Grundgesetzes und 
einer „freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung" stehen; so ein Be- 
schluß der Länder-Innenminister. 

* 
3. Mai: Wie das Bonner Städte- 

bauinstitut mitteilt, sind die Mieten 
in der BRD in einem Zeitraum von 
knapp zehn Jahren um mehr als 
80 Prozent gestiegen. 

* 
4. Mai: Nach Auskunft des Bun- 

deskartellamts setzt sich die Mono- 
polisierung der westdeutschen In- 
dustrie verstärkt fort. Im ersten 
Quartal dieses Jahres gab es 99 
beim Kartellamt anzumeldende Fu- 
sionen. Dies entspricht einer Stei- 
gerung von mehr als 94 Prozent 
gegenüber dem entsprechenden 
vor j ahreszeitraum. 

# 
4. Mai: Im Zeitalter audiovisuel- 

ler Kommunikation wird die Bü- 
cherverbrennung durch subtilere 
Methoden ersetzt. Wie weiland Ul- 
rike Meinhofs Fernsehspiel „Bam- 
bule" ergeht es heuer Ernest Man- 
del, dessen Sendung „Die assoziier- 
ten Produzenten" vom SPD-Inten- 
danten des SFB abgesetzt wird. 

Er leitet die Aktionen gegen uns: 
Nollau, ehemals NSDAP 

4. Mai: Der Arbeitgeberverband 
des privaten Bankgewerbes plant, 
einen drohenden Streik der rund 
280 000 Bankbeschäftigten durch 
den Einsatz von Pensionären, „Mit- 
arbeitern befreundeter Firmen" 
und außertariflichen Angestellten 
zu unterlaufen. Weitere Empfeh- 
lung: Es sollen den tariflichen An- 
gestellten am Tag vor dem Streik 
alle übergebenen Schlüssel abge- 
nommen werden. 


